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Bergarbeiterkampf.
Die Urſachen der Bergarbeiterbewegung im Ruhrgebiet.
Bei der Bedeutung, den die Kohlengewinnung des Ruhr

gebietes für das deutſche Wirtſchaftsleben, ja für den geſamten
Weltmarkt hat, iſt die Frage, ob es zum Streik kommen
wird oder nicht, von allgemeinem und großem Jntereſſe. Jm
Jahre 1910 wurden in Deutſchland gefördert: 152 881 509 To.
Steinkohlen davon allein im Ruhrgebiet 86 865 000 Tonnen im
Werte von 849 204 000 Mk. Dieſe Zahlen laſſen die Bedeutung
des Ruhrgebietes auf dem Kohlenmarkte erkennen. Niemand
wird wünſchen, daß hier eine Störung des Erwerbslebens vor
kommt, wenn ſie aber dennoch erfolgt, dann iſt es nicht die
Schuld der „aufgehetzten“ Arbeitermaſſen oder der hetzeriſchen
Tätigkeit der Gewerkſchaftsbeamten. Die Gründe liegen tiefer.
ehe ren hat ſich hier ſchon ein unerbitterlicher Groll an
gehäuft.

Während des großen Bergarbeiterſtreiks im Jahre. 1905 wur-
den geſetzliche Maßnahmen in Vorſchlag gebracht, die das
Bergarbeiterlos mildern ſollten. Doch es geſchah nicht viel.
Wohl kamen 29 Landtagsabgeordnete, alſo 29 „Auserwählte
des preußiſchen Volkes“, ins Ruhrgebiet, um die Beſchwerden
der Bergarbeiter an Ort und Stelle zu prüfen. Nach zwei
Tagen, mit einem Bild „Zur Erinnerung an ihr Bergmanns-
leben“ beladen, dampften die Volksvertreter wieder ab. Sie
hatten die Erkenntnis gewonnen, daß es ein Landarbeiter
ſchwerer habe, als ein weſtfäliſcher Bergmann. Dieſen Leuten
war die Regierungsvorlage zur Abänderung des preußiſchen
Berggeſetzes anvertraut. Das wenig Gute, das die Regierungs
vorlage bot, wurde von ihnen vernichtet. Die Regierung unter
warf ſich dem Machtwort der hohen Herren. Die Scharfmacher
höhnten in der Rheiniſch-Weſtfäliſchen Zeitung:

„Ob jetzt die Regierung die Vorlage noch als die ihre an-
erkennt? Ob der Vogel ihr nicht allzu ſehr gerupft iſt

O nein, die Regierung nahm den gerupften Vogel hin. Ueber
dieſes verhunzte Berggeſetz fällte ſelbſt Der Bergknappe das
Urteil, daß man den Bergleuten „Steine ſtatt Brot“ gegeben.
Aber doch wurde etwas beſeitigt. Das berüchtigte „Nullen“
wurde verboten. Es darf ſeit 1905 nicht mehr „genullt“, ſon
dern nur noch beſtraft werden.

Jm Jahre 10906 trat die preußiſche „Volksvertretung“ wieder
in Aktion für die Bergarbeiter. Sie änderte die geſetzlichen
Beſtimmungen, die das Knappſchaftsweſen regeln. Hierbei
wurde den Berginvaliden die Wahlberechtigung und die Wähl-
barkeit zum Knappſchaftsälteſten genommen! Früher wurde
an die Berginvbaliden, ſofern ſie noch Kinder unter 14 Jahren
hatten, ein Kindergeld (Erziehungsbeihilfe) von je 8,20 Mk.
gezahlt. Auch das wurde bei der Aenderung des Knappſchafts-
geſetzes beſeitigt

Durch die Aenderung des Knappſchaftsgeſetzes mußte für den
Bochumer Knappſchaftsverein, dem ſämtliche Bergarbeiter des
Oberbergamtsbezirks Dortmund angehören, ein neues Statut
geſchaffen werden. Die Bergarbeiter ſtellten zum Statutent-
wurf durch ihre Knappſchaftsälteſten eine Anzahl Abänderungs-
anträge. Die Unternehmer im Knappſchaftsverein ließen ſich
auf nichts ein. Als der 1. Januar 19083 herankam, war kein
neues Knappſchaftsſtatut geſchaffen. Das Oberbergamt erließ
ein Zwangsſtatut; erſt im Sommer 1808 kam durch lang
wierige Verhandlungen, wobei die Bergarbeiter der nach
gebende Teil waren, ein ordnungsgemäß angenommenes Statut
zuſtande.

Mittlerweile war auch die Hochkonjunktur des Jahres 1906-07
vorüber. Auf den Werken wurde mit Lohnreduzierungen über
Lohnreduzierungen vorgegangen. Jm 4. Quartal 10907 ſtand
der Durchſchnittslohn aller Bergarbeiter auf 4,99 Mk. pro
Schicht, im 4. Quartal 1909 auf 4,48 Mk. Ein Lohnrück-
gang von 51 Pf. täglich innerhalb zwei Jahren.
Noch draſtiſcher kommt der Lohnrückgang bei den eigentlichen
Bergarbeitern (Hauer und Lehrhauer) zum Ausdruck. Bei
dieſer Arbeiterkategorie ſtand der Durchſchnittslohn im vierten
Quartal 1907 auf 6,14 Mk. und wurde im 4. Quartal 1909 bis
auf 5,30 Mk. herunter „geregelt“. Von dieſer Zeit an zeigt
ſich wieder eine Aufwärtsbewegung in der Lohnkurve, die aber
nicht einmal auf die alte Höhe anſteigt. Der Durchſchnitts-
lohn aller Arbeiter ſtand im 3. Vierteljahr 1911 (letzte amtliche
Lohnſtatiſtik) auf 4,72 Mk., der der Hauer und Lehrhauer auf
5,58 Mk. Das iſt eine in keiner Weiſe befriedigende Steige
rung. Hierbei muß beſonders auf die inzwiſchen eingetretene
Verteuerung der Lebensmittel und ſonſtigen Bedürfnisartikel
gedacht werden. Der Lohnverluſt der Bergarbeiter, der
durch direkte Lohnreduzierungen entſtanden iſt, berechnet ſich
von Anfang 1908 bis Ende des dritten Vierteljahres 1911 auf
139 369 115 Mk.! Und bei dieſen ſtarken Lohnverluſten iſt der
Wert der Leiſtungen pro Mann und Schicht geſtiegen. Der
Wert der Leiſtung pro Mann und Schicht betrug im Hoch-
konjunkturjahre 1907: 7,84 Mk., 1908: 8,01 Mk. 1609: 8,08 Mk.
nd 1910: 8,00 Mk. Für 1911 iſt eine Berechnung noch nicht
möglich, weil die hierzu notwendigen Zahlen noch fehlen.

Müſſen ſchon dieſe Zuſtände ſtarke Unzufriedenheit unter den
Vergarbeitern erregen, ſo kommen dazu noch andere, die außer-
halb der Lohnfrage liegen. Radbodl! Schon der Name
allein treibt dem Bergmann die Zornesröte ins Geſicht! Nicht
nur, daß er dabei derer gedenkt, die dort unten den Flammen-
tod ſtarben, ſondern auch der ſpäteren Vorkommniſſe entſinnt
ſich der Bergmann dabei. Mit dem Namen Radbod iſt jene
Scheinkonſtitution von Arbeiterkontrolle, die der Scharfmacher

Hilger mit den Worten „weiße Salbe“ belegte, unlöslich ver-
knüpft. Kontrolleure zum Schutze des Lebens und der Ge-
ſfundheit verlangten die Bergarbeiter. Die Unternehmer ſchrien
Zeter und Mordio, als die Regierung es nur wagte, einen
vollſtändig unzulänglichen Geſetzentwurf vorzulegen, in dem
das jetzt gültige Syſtem der Sicherheitsmänner zugeſagt war.
Unauslöſchbar ſtehen die Worte des Herrn Generaldirek-
tors Uthemann im Gedächtnis der Bergarbeiter, die er
in der Palaſthotelkonferenz am 5. Januar 10609 ſeinen an-
weſenden Scharfmacherkollegen zurief:

Wir ſind Herr im Hanſe, und wir laſſen die Ar-
beiter nicht hineinreden. Drücken Sie dem Miniſter da
den Herrenſtandpunkt ins Auge. Das iſt nach meiner
Ueberzeugung die einzige Möglichkeit, das unheilvolle Geſetz
zum Scheitern zu bringen, daß wir dem Herrenhaus ſagen
können: Wir haben unſeren Herrenſtandpunkt ver-
treten, nun, Herrenhaus, zeige, daß du deinen Namen
verdienſt und hilf un 8.

Die Vorlage, gegen die Herr Uthemann ſeine Kollegen
zum Kampfe aufrief, iſt zwar Geſetz geworden. Die Herren
wurden belehrt, daß ihr Widerſtand unklug ſei. Sie ſetzten
dem Geſetzentwurf keinen Widerſtand mehr entgegen, um für
ſpäter Schlimmeres zu verhüten. Namentlich war es der
Generaldirektor Hilger, der in dieſem Sinne wirkte: Wir
kommen um die Arbeiterkontrolleure nicht herum, darum gilt
es, die Jnſtitution ſo wenig gefährlich wie möglich
zu machen. Das war der Standpunkt dieſer Herren. Die
Jnſtitution iſt für die Herren ungefährlich geworden. An
Händen und Füßen gefeſſelt ſind die Sicherheitsmänner. Welche
Schikanen die Sicherheitsmänner auf einer Reihe Zechen er-
tragen müſſen, das iſt nachzuleſen in einer Petition des Berg-
arbeiterverbändes an den preußiſchen Landtag. 2

Den letzten Ring in der Kette der Vergewaltigung bilden
dann das Syſtem der ſchwarzen Liſten und der Zwang s-
arbeitsnachweis. Jm Jahre 19009 ſtanden annähernd
6000 Berg arbeiter auf den ſchwarzen Liſten. Die Liſten
wurden von Monat zu Monat erneuert und den einzelnen
Grubenverwaltungen zugeſandt. Weſſen Name auf der alpha-
betiſch regiſtrierten Liſte ſtand, der konnte vergeblich Arbeit
ſuchend von Grube zu Grube wandern! Er mußte Jahr
als Ausgeſperrter Buße tun. Alles das genügte den Herren
menſchen nicht. Enger noch mußten die Feſſeln gezogen wer
den. So kam denn im Spätherbſt 1909 der Gedanke des ein-
ſeitigen Zwangsarbeitsnachweiſes der Verwirk-
lichung näher. Als dieſer Plan in der Oeffentlichkeit bekannt
wurde, wehrten ſich die Bergarbeiter mit aller Kraft dagegen,
wohl wiſſend, um was es ſich bei dem Plan der Unternehmer
handelte. Die Unternehmer hatten aber den rechten Zeit-
punkt zur Verwirklichung ihrer Jdee ausgeſucht. Mitten in
der Kriſe konnten ſie es wagen, Die Bergarbeiter beugten ſich.
Nicht aber haben ſie vergeſſen, was r nen mit dem Ar-
beitsnachweis angetan hat. Wenn auch er einſeitige Unter-
nehmer-Arbeitsnachweis ſeine Krallen nicht recht zum
Vorſchein gebracht hat, ſo iſt jedoch ſchon das Beſtehen des
ſelben eine Gefahr für die Bergarbeiter.

Wir haben ſchon angedeutet, daß das Berggeſetz vom Jahre
1905 eine „Verbeſſerung“ für die Bergarbeiter brachte. Dieſe
beſteht im Verbot des Nullens. Es dürfen keine mit Minder-
maß beladenen oder unreinen Kohlenwagen genullt, ſondern
es darf für dieſe „Vergehen“ nur eine Geldſtrafe verhängt
werden. Wie dieſe Verbeſſerung wirkt, dafür einige Bei-
ſpiele: Wegen Förderung unreiner oder mit Mindermaß be-
ladener Kohlenwagen wurden vom 1. Oktober 1910 bis 1. Okto-
ber 1911 Geldſtrafen verhängt: Auf Zeche Karolinenglück
bei Bochum: 6778 Mk., auf Zeche Holland Schacht 8 und 4 bei
Wattenſcheid: 10 824,50 Mk., auf Zeche Shamrock, Schacht 3 und
4, bei Eickel: 10647,25 Mk., und auf Zeche Moltke, Schacht 3
und 4, bei Gladbeck: 21 185,55 Mk. Für unreine Kohle und un-
genügende Füllung werden nur die bei der Kohlengewinnung
beſchäftigten Arbeiter (Hauer und Lehrhauer) mit Strafen be-
legt. Auf den angegebenen Werken find etwa über 10 000 Ar-
beiter beſchäftigt. 48--50 Proz., alſo ungefähr die Hälfte da-
von, ſind Hauer oder Lehrhauer. Wir können alſo die Tatſache
feſtſtellen, daß 5000 Bergarbeitern durch Verhängung von Stra-
fen wegen unreiner oder ungenügend beladener Kohlenwagen
49 462 Mk. vom Lohne abgezogen wurden. Dabei iſt es un
möglich, gänzlich reine Kohle oder hoch aufgefüllte Kohlen
wagen zu Tage zu bringen. Die Gebirgsverhältniſſe und die
Beſchaffenheit der Förderſtrecken ſpielen dabei die größte Rolle.

So häuft ſich Unrecht auf Unrecht, der die augenblickliche Be
wegung und den Groll der Bergarbeiter erſt verſtändlich er
ſcheinen läßt.

Politiſede Ueberſicht.
Halle a. S., den 26. Februar 1912.

Liberale! Nettet den Profit!
Die ſchwachen Anzeichen bei der Präſidentenwahl im Reichs

tage, daß der Liberalismus anſcheinend nicht mehr mit den
Junkern zuſammengehen. wolle, haben die Konſervativen ganz
wild gemacht. Sie üben die ſtärkſte Preſſion auf die National-
liberalen aus, doch ja wieder zu den ſtrammen Schützern
des Beſitzes zu ſtoßen, denn ſonſt ſei der ganze Kapitalis
mus in Gefahr. Das iſt gewiß klare Sprache, denn da die
Liberalen die vornehmſten Stützen derkapitaliſtiſchen
Profitordnung ſind, wird es nicht lange dauern, bis ſich

die Herrſchaften wieder zuſammengefunden haben. Hören wir,
wie ſich die Kreuzzeitung bemüht, die nationalliberalen
Kapitaliſten mürbe zu machen. Sie ſchreibt:

Die Verſtimmung im Lande über die Vorherrſchaft der
Sozialdemokratie auf der Linken des Reichstages macht ſich
weniger in den einzelnen Parteikundgebungen geltend, als
in der ganz auffallenden Geſchäftsſtille des Effektenmarktes.
Ein ſehr bekannter Bankfachmann äußerte ſich vor einigen
Tagen über die Börſenkonjunktur, er könne ſich aus ſeiner
langjährigen Praxis einer ſolch abſolnten Zurückhaltung des
Publikums nicht erinnern, und das Merkwürdige ſei, daß
an der Börſe ſich niemand dieſe Unluſt erklären könne,
da doch alle Vorbedingungen für einen flotten Ge-
ſchäftsgang jetzt gegeben ſeien. Vielleicht kommen die Herren
noch dahinter, daß die Gründe für die Verzagtheit des Publi-
kums in nichts anderem liegen als in dem Uebergewicht der
Sozialdemokratie über die bürgerliche Linke. Wie ſoll jemand
noch Luſt und Mut finden, ſein Geld in Aktien anzulegen,
wenn die Sozialdemokratie in der wirtſchafts- und
ſozialpolitiſchen Geſetzgebung den Ton angeben darf? Wie
unerſchwinglich und unermeßlich die Forderungen der Sozial
demokratie ſind, hat man zuletzt wieder bei der Beratung der
Reichsverſicherungsordnung am Schluß der
vorigen Legislaturperiode ja deutlich geſehen. Dabei kann
keine Jnduſtrie beſtehen. Bei der heutigen Parteikonſtella-
tion rückt auch der „Normalarbeitstag“ in greifbare
Nähe. Wenn nun ſogar nationalliberale Abgeordnete für
Bebel und Scheidemann ihre Stimme abgaben, welcher
Widerſtand wird der roten Flut dann noch geleiſtet werden
können Fürwahr, bei ſolchen Gedanken kann es einem
Aktionär wohl bange um ſein Geld werden, und wenn die
Herren Nationalliberalen, die ſich von den Sozialdemokraten
haben in den Reichstag wählen laſſen, einmal umherhorchen
wollten, würden ſie ein allmählich anſchwellendes Gewiſper
vernehmen, daß dieſe Jntimität, dieſer Pakt mit der Klaſſen-
partei der Arbeiter einfach Verrat ſei an den Intereſſen der
Jnduſtrie. Die Börſe gibt das Geräuſch all dieſer heim-
lichen Stimmen, die ſich nicht laut hervorwagen, graphiſch
i die Kurſe der Jnduſtriepapiere ſinken langſam, aber

etig.
Das hübſche Bild des Junkerorgans iſt gewiß viel zu

ſchwarz gemalt ſchade. Die Arbeiterklaſſe wünſchte, wir
wären ſchon ſo weit und unſere Macht ſo ſtark, daß die Kapi-
taliſten ſchrien: rette ſich wer kann. Aber trotzdem ſind die
Konſervativen auf der richtigen Straße zum Herzen des Libe
ralismus. Sobald die Liberalen ernſthaft fürchten müſſen,
ihre herrliche kapitaliſtiſche Profitordnung komme durch die
Sozialdemokratie in nahe Gefahr, dann werden ſie mit einem
Schlage reif zum letzten unlöslichen Bunde mit allen Schützern
des Beſitzes, gleichviel ob fie Reaktionäre, Konſervative oder
Antiſemiten heißen. Vielleicht wird dieſe doch einmal kom
mende Entwicklung durch die letzten Vorgänge erheblich be
ſchleunigt.

„Nur den Kaiſer nicht brüskieren!“
Das iſt liberaler Grund ſatz!

Die Liberalen ſpielen dem Volke jetzt das liebliche Stück
vor, ſie ſeien zuverläſſige Kämpfer für die Erweiterung der
Volksrechte. Wie die Herrſchaften aber jämmerlich umfallen,
wenn es gilt, auch nur die beſcheidenſten Anfänge davon durch
Taten wahr zu machen, das zeigen die Vorgänge in der
reichs ländiſchen Zweiten Kammer.

Jn der Sonnabendſitzung der Budgetkommiſſion des Land
tages beantragten die Sozialdemokraten beim Etat der
Finanzen, den „Gnadenfonds des Kaiſers“ in Höhe
von 100 000 Mk. und den Dispoſitionsfonds des Statthalters in
Höhe von 130000 Mk. zu ſtreichen und die dadurch ge-
wonnenen 230 000 Mk. zu einer Teuerungszulage für die
Unterbeamten und etatsmäßigen Hilfsbeamten ſo-
wie zur Unterſtützung hilfsbedürftiger Hinterbliebenen
olcher Beamten zu verwenden. Beim Gnadenfonds entſpann

ſich eine lebhafte Debatte, weil die Mehrheit ein Kontroll-
recht des Parlament s auch für dieſen Fonds in Anſpruch
nahm und forderte, daß eine Unterkommiſſion von vier Mit
gliedern die Belege im einzelnen nachprüfen ſolle. Die Re
gierung erklärte, dieſem Verlangen nicht ſtattgeben zu können.
Die Liberalen nahmen das Kontrollrecht im Prinzip in
Anſpruch, erklärten aber mit Rückſicht auf die Zweckbeſtimmung
des Fonds aus Gründen des parlamentariſchen
Taktes, auf ſeine Ausführung zu verzichten, und wieſen
darauf hin, daß auch der aus demokratiſchen Wahlen hervor
gegangene Reichstag für den entſprechenden Fonds in Höhe
von 3 Millionen Mark das Kontrollrecht nie beanſprucht habe.
Es müſſe dieſe Forderung von dem Kaiſer als eine Brüskierung
empfunden werden, zu der die Liberalen nie die Hand reichen
könnten. Gegen die Stimmen der Liberalen wurde hierauf
der Fonds geſtrichen. Der Dispoſitionsfonds wurde gegen
die Stimmen der Sozialdemokraten bewilligt. Ueber die
Verwendung des Gnadenfonds wurde ein Beſchluß nicht gefaßt.
Geſtrichen wurde auch von der gleichen Mehrheit (alſo gegen
die Liberalen) der geheime Fonds der poli-
tiſchen Polizei (44000 Mk.), weil auch darüber die Re
gierung die Vorlage der Belege verweigerte.

So ſieht die liberale „Courage“ aus, wenn es um eine winzig
kleine Erweiterung der Rechte der Volksvertretung geht. Parla
ments- und Volksrechte können natürlich nur durch Be
ſchränkung der Kronvorrechte erweitert werden. Aber da
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knickt der Liberalismus zuſammen. Vor dem Stirnrunzeln
Wilhelms II. nimmt jeder echte Liberale Reißaus!

Die Liberalen als Thronſtützen. Ein hübſches Er
gänzungsbildchen zu den elſäſſer Vorgängen wird ſoeben aus
Leipzig gemeldet. Dort hat der nationalliberale Abg. Dr.
Juncdk am geſtrigen Sonntag ſogenannte vaterländiſche Kurſe
über Sozialpolitik mit einer Anſprache eröffnet, in der er „nach
oben“ durchblicken ließ, daß die Liberalen zuverläſſige Hüter
der „heiligen“ „Staatsform“ ſeien. Junck ſagte u. a.

Kein Zweifel, jene große Partei, der es gelungen iſt, im
letzten Wahlkampfe mehr als vier Millionen deutſcher Volks
genoſſen um ihre Fahne zu ſammeln, iſt eine furchtbare Ge
fahr ſowohl für die Staatsform, die uns heilig und teuer
iſt, als auch für die Geſellſchaftsordnung, auf der
unſere Kultur beruht. Deshalb gilt es um jeden Fuß-
breit zu kämpfen. Gewiß wäre es falſch, die Sozialdemo-
kratie lediglich als geiſtige Bewegung zu be-
trachten, oder gar zu bewundern. Wir wollen ſolchen
Männern, die entſchloſſen ſind, ihre Perſon dem Anſturm der
Sozialdemokratie entgegenzuwerfen, geiſtiges Rüſtzeug
liefern, indem wir ſie darüber belehren, was unſern Staat
im Jnnerſten zuſammenhält.

Wilhelm II. kann beruhigt ſchlafen. Seine Vorrechte, die
ihm die „heilige Staatsform“ einräumt, werden von den Libe-
ralen nicht beſchränkt werden.

Schiebungen der Steuermacher.
Die Regierung ſcheint in der Tat vor den Drohungen der

Konſervativen und des Zentrums zu Kreuze kriechen zu wollen
und eine Erbſchaftsſteuer fallen zu laſſen. Wenigſtens will die
Berliner Volkszeitung authentiſch folgendes erfahren haben:

Die Regierung willigt in eine Aenderung des Artikels 4
des Etatsgeſetzes, der die Verwendung der Ueberſchüſſe be-
ſtimmt, dahin, daß dieſe Ueberſchüſſe für Deckung jener
Ausgaben (Wehrvorlagen) herangezogen werden
dürfen. Dagegen verpflichtet ſich der Reichstag, nach zwei
Jahren in eine Prüfung der Frage einzutreten, ob die Ueber-
ſchüſſe weiterhin in der bisherigen Höhe zu erwarten ſind.
Wird dieſe Frage erneut und erfüllt ſich damit die Voraus-
ſage des Reichsſchatzſekretärs, daß die Höhe der Ueberſchüſſe
bald nachlaſſen werde, ſo hat der Reichstag ſo viel an neuen
Steuern zu bewilligen, als zum Ausgleich erforder-
lich iſt.

Durch eine derartige Beſtimmung werde, ſo meint man,
die Erklärung des Reichsſchatzſekretärs: Keine Ausgaben
ohne Deckungl grundfätzlich anerkannt, und das könne ihm
einſtweilen genügen. Daß man im Zentrum und auf der
Rechten geneigt ſein wird, einer derartigen Löſung zuzu-
ſtimmen, daran iſt nicht zu zweifeln.

Dieſe Kombination ſcheint glaubhaft, denn der erſte Etats-
redner des Zentrums, Abgeordneter Speck, hat ſich bereits ähn-
lich ausgelaſſen. Von einer Tilgung der Reichsſchulden würde
man dann allerdings abſehen müſſen.

Der Hanſabund kündigt einen ſcharfen Kampf an für
den Fall, daß die Erbſchaftsſteuer aufgegeben und
dafür neue Steuern vorgeſchlagen werden ſollten, die direkt und
indirekt die Jnduſtrie, den Handelsſtand, das Ge
werbe und das Handwerk von neuem einſeitig belaſten
würden.

Die Arbeiten der Wahlprüfungskommiſſion.
Zu dieſem Thema teitt die Konſervative Korreſpondenz mit:
„Die Wahlprüfungskommiſſion des Reichstags wird ihre

nächſte Sitzung zur Behandlung geſchäftlicher Fragen am Mitt-
woch, den 28. Februar, abhalten. Es ſollen zunächſt diejenigen
Mandate geprüft werden, bei denen die Abgeordneten mit ſehr
geringer Mehrheit gewählt worden ſind. Es ſind das die
Abgeordneten Dr. Becker (gewählt in AlzeyBingen), Koelſch
(natl.), gewählt in Kehl-Offenburg, Kaempf (Fortſchr. Vpt.),
gewählt in Berlin I und Haupt (Soz.), gewählt in Jerichow
I und II.“

Dieſe Jnformation hat das konſervative Blatt offenbar von
dem konſervativen Vorſitzenden der Kommiſſion, dem Abg.
v. Brockhauſen, in deſſen Händen die Verteilung der Referate
liegt. Die Mehrheit der in Frage kommenden Abgeordneten
beträgt: Becker 2 Stimmen, Koelſch 8 Stimmen, Kaempf

ſofort hinzugefügt werden die des Reichsverbändlers Liebert,
der mit der impoſanten Mehrheit von 28 Stimmen gewählt iſt.
Wenn ſich in dieſen Fällen keine Beweiserhebung nötig macht,
dann kann die Entſcheidung über dieſe Wahlen noch vor den
Oſterfereien herbeigeführt werden.

Die Situation im Rudolſtädter Landtage.
Bei der Präſidentenwahl, die, wie berichtet, ein rein ſozial

demokratiſches Präſidium ergab, beſchwerten ſich die bürger-
lichen Abgeordneten darüber, daß man ſie nicht zu den Vor
beratungen über die Präſidentenwahl zugezogen habe. Unſere
Genoſſen erklärten, daß dies nur die Konſequenz des Verhaltens
der bürgerlichen Landtagsmajorität in den letzten Legislatur
perioden ſei, die damals unſere Genoſſen ſyſtematiſch vom
Präſidium ausſchloſſen. Nach der Wahl gab der Staatsminiſter
die bereits bekannten Geſetzentwürfe und Eingaben bekannt, die
an den Landtag gelangt ſind. Der Staatsminiſter empfahl,
zuerſt den Etat und die damit zuſammenhängenden Vorlagen
zu beraten. Dann gab Genoſſe Hartmann namens der
ſozialdemokratiſchen Fraktion eine Erklärung ah, in der vor-
geſchlagen wird, ſofort folgende Forderungen unſerer Partei
zu beraten: 1. eine gründliche Reviſion des Einkommen-
ſteuergeſetzes, 2. ſtatt der Kapitalrentenſteuer eine Ver
mögensſteuer einzuführen, deren Ertrag zum Abbau der
Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer zu verwenden iſt, 3. die
Beſoldung der Volksſchullehrer iſt vollſtändig auf die
Staatskaſſe zu übernehmen, 4. Trennung von Staat und
Kirche, 5. Kürzung der Cameralrente (Zivilliſte des
Fürſten) um 32 000 Mk. jährlich, 6. Einführung einer neuen
Gemeindeordnung, 7. Wahlen zu öffentlichen Körper-
ſchaften ſind Sonntags vorzunehmen, 8. Einführung des
Proportionalwahlſyſtems für die Landtagswahl.
Die von der Regierung vorgeſchlagene Wahlrechtsverſchlechte-
rung zugunſten der Höchſtbeſteuerten ſei eine Brüskierung des
ganzen Volkes, das eine zeitgemäßere, freiere Politik wünſche.
Komme die Regierung und der Landtag dieſen gerechten
Wünſchen der ſozialdemokratiſchen Landtagsmehrheit nicht ent
gegen, ſo ſei die ſozialdemokratiſche Fraktion gezwungen, den
Etat abzulehnen. Der Staatsminiſter, dem dieſe An-
träge noch nicht bekannt waren, proteſtierte ſchwach. Geſetz
gebungs und Finanzausſchuß werden nunmehr in den nächſten
Tagen zuſammentreten und über die Geſchäftslage beraten. Es
iſt zweifellos, daß die Regierung gegen unſere Anträge ſein
wird und damit die Auflöſung des Landtages in einer
der nächſten Sitzungen wahrſcheinlich iſt.

Etwas Staatsſtreich gefällig? Jn einer Be-
trachtung über die Situation im Fürſtentum Schwarzburg-
Rudolſtadt kommt die Tägliche Rundſchau zu dem Schluß:

„Die Regierung iſt deshalb offenbar bereits entſchloſſen,
den Landtag aufzulöſen und eine Wahlreform durchzudrücken,
die die ſozialiſtiſche Mehrheit wieder beſeitigen ſoll.“

Jm Landtag, der eine ſozialdemokratiſche Mehrheit hat,
kann die Regierung natürlich keine „Wahlreform“ „durch-
drücken“. Wenn Worte einen Sinn haben ſollen, dann kann die
Bemerkung des alldeutſchen Blattes nur dahin gedeutet werden,
daß die Regierung des Kleinſtaates nach preußiſchem Muſter ein
ſchlechteres Wahlrecht oktroyieren will. Man nennt eine ſolche
Revolution von oben den Staatsſtreich.

Aus dem preußiſchen Landtage.

Genoſſe Liebknecht legte am Sonnabend die gänzlich un
zulängliche Beſoldung der Hilfsgerichtsdiener dar,
was einen Regierungsvertreker zu der Erwiderung veranlaßte,
es bedürfe nicht erſt der Anregung des Abgeordneten Liebknecht,
damit die Regierung ihr Wohlwollen für dieſe Beamten be-
tätige. Der Juſtizminiſter erlaubte ſich die ganz ungehörige
Bemerkung, ihm ſcheine, daß der Abgeordnete Liebknecht das
Wort nicht ergreifen könne, ohne einen ſcharfen Angriff gegen
die Juſtizverwaltung zu richten. Durch den Schluß der Debatte
wurde es dem Genoſſen Liebknecht unmöglich gemacht, dem
Miniſter die Antwort zu geben, die ihm gebührt. Jm übrigen
wies Genoſſe Liebknecht aus der Statiſtik nach, daß die Reli-
gion zur Bekämpfung des Verhbrechens nichts beiträgt. Als-
dann entfpann ſich eine Diskuſſion über den Fall Herrmann,
wobei ein Regierungsvertreter äußerte, man dürfe noch nicht
von Mord und Totſchlag reden, da der Fall noch nicht aufge-
klärt ſei.

Nach Erledigung des Juſtizetats in zweiter Leſung wurde
ein Geſetz angenommen, das der Regierung Mittel bewilligt

Ankauf von Aktien der Rheinſchiffahrtsgeſellſchaft in Köln.
Genoſſe Hoffmann legte im Namen der Sozialdemokratie
dar, daß wir das Geſetz als Abſchlagszahlung zur Enteignung
des Privatkapitals gutheißen.

Die Notlage der Unterbeamten.
Die enorme Steigerung der Koſten des Lebensunterhalts hat

bei dem Heer der Unterbeamten zu einem unleugbaren Notſtand
eführt. Unter Hinweis auf die Notſtandspreiſe, die namentlichfur Kartoffeln, Kohlen und Gemüſe bezahlt werden müſſen,

haben die Unterbeamten eine gemeinſame Eingabe an die
Parlamente beſchloſſen. Die Wünſche der Unterbeamten ſind
in dieſer Eingabe dahin zuſammengefaßt:

1. auf eine ausreichende Erhöhung der Gehaltsbezüge der
Unterbeamten hinwirken zu wollen. Vorgeſchlagen wird
die allmähliche Vereinheitlichung der Unterbeamtenklaſſen
durch Zuſammenlegung aller vorhandenen Kategorien in
höchſtens drei Gehaltsklaſſen;

2. für alle Unterbeamten eine ſofort zahlbare Teuerungs-
zulage erwirken, und

3. darauf hinwirken zu wollen, daß bei ſämtlichen Reichs
und Staatsbehörden mit der Uebertragung einer etats-
mäßigen Stelle auch an die Unterbeamten grundfätzlich die
unkündbare Lebensſtellung verknüpft ſein ſoll.

Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion hat bekanntlich im
Reichstage bereits einen Antrag eingebracht, der die Aufbeſſe-
rung dieſer Beamtenkategorien fordert.

Aufruf zur Landagitation.
Jm Jnſeratenteile der Deutſchen Tageszeitung

finden wir folgendes:
Aufruf!

Die Unterzeichneten beabſichtigen, einen Verband zu dem
Zwecke zu gründen, nur von Unternehmern Bauarbeiten aus-
führen zu laſſen, die ſich verpflichten, keine

ſozialdemokratiſch organiſierten
Maurer, Zimmerleute und Handlanger auf ihren Bauten zu
beſchäftigen. Wir bitten alle Landwirte, welche, wie wir, der
Anſicht ſind, daß es die höchſte Zeit iſt, dem ſozialdemokrati-
tiſchen Uebermut und Terrorismus entgegenzuwirken und zu
verhindern, daß das ſozialdemokratiſche Gift in die ländliche
Arbeiterbevölkerung eindringt, ſich zu einer ſtrammen

Organiſation der Bauherren
zu vereinigen, auch zum Schutze der noch außerhalb der ſozial-
demokratiſchen Verbände ſtehenden Maurer, Zimmerleute
uſw. Die Bereitwilligkeit zum Beitritt zu ſolcher Organiſa-
tion bitten wir an den Landſchaftsrat von Hertzberg-Lottin
zu richten.

Folgen die Unterſchriften von dreiundzwanzig Guts
beſitzern.

Wir verſtehen die Wut dieſer Herren gegen die ſozialdemo-
kratiſch geſinnten Bauarbeiter. Unſere Genoſſen, die dieſen
Beruf ausüben, kommen bei Ausführung von Bauten auf dem
Lande in Berührung mit den „Leuten“ der gnädigen Herren,
klären die „Knechte“, das „Geſinde“ auf, erwecken gar manchen
zum Denken, zum Bewußtſein ſeiner Menſchenwürde. Deshalb
verſuchen die Herren durch ihren Boykott, die ſozialdemokrati-

Bauarbeiter auszuhungern. Es wird ihnen nicht ge
ingen.
Wir ſetzen dieſem „Aufruf“ dieſer Menſchenfreunde unſern

entgegen, der ſehr kurz iſt:
Genoſſen! Agitiert mit aller Kraft unter den Landarbeitern?

Deutſches Reich.
Kriegervereinsterrorismus. Der Kriegervereinsterroris-

mus wird immer hübſcher. Jn Hirſchberg i. Schl. wurde
ſogar ein Gaſt wirt aus dem Kriegerverein ausgeſchloſſen,
der den Sozialdemokraten wie allen anderen Parteien
ſein Lokal zur Abhaltung von Verſammlungen
zur Verfügung ſtellte. Der Mann iſt weder Sozialdemo-
krat, noch hat er ſich ſozialdemokratiſch im kriegervereinstech-
niſchen Sinne betätigt. Dieſer Terrorismus geht ſelbſt dem
Saalbeſitzerverein von Hirſchberg über die Hutſchnur. Sein
Vorſtand will ſich beim Kreis-Kriegerbund beſchweren.

Stirbt der Reichsverbändler an patriotiſchem Gram Jn
einem von den Herren Liebert und Bovenſchen unter-
zeichneten Nachruf für den kürzlich verſtorhenen zweiten Vor

o Stimmen und Haupt 7 Stimmen. Dieſen Wahlen muß noch zur Erweiterung von Bergwerksanlagen in Weſtfalen und zum ſitzenden des Reichsverbandes, den Erfurter Landgerichtsrat

Chadſchi 2 Mur at. [Nachdr. verb.

Roman von Leo Tolſtoi.

Jn jener Zeit verwaltete beim kaukaſiſchen Heere jede Kom-
pagnie ihre ökonomiſchen Angelegenheiten durch erwählte Ver-
trauensleute. Sie erhielt aus der Kaſſe ſechs und einen halben
Rubel auf den Mann und verproviantierte ſich dafür ſelbſt,
pflanzte Kohl, mähte Heu, hatte ihren eigenen Fuhrpark und
war ſtolz auf ihre wohlgenährten Pferde. Das Geld der Kom-
pagnie befand ſich in einer Schatulle, deren Schlüſſel der Kom
pagniechef in Verwahrung hatte, und es kam häufig vor, daß
dieſer Anleihen bei der Schatulle machte. Ein ſolcher Fall lag
auch diesmal wieder vor, und eben davon ſprachen die Sol-
daten. Der mürriſche Soldat Nikitin hieß er wollte,
daß der Chef Rechenſchaft ablege, während Panow und Awd--
jejew der Anſicht waren, daß dies nicht nötig ſei.

Nach Panow kam Nikitin an die Reihe, ein paar Züge aus
der Pfeife zu tun, worauf er ſeinen Mantel neben einem
Baume ausbreitete und, mit dem Rücken gegen den Baum-
ſtamm gelehnt, ſich niederſetzte. Die Soldaten verſtummten.
Man hörte nur das Rauſchen des Windes hoch oben in den
Wipfeln der Bäume. Mitten durch dieſes ununterbrochene,
leiſe Geräuſch hindurch ertönte plötzlich das Heulen, Winſeln,
Weinen und Lachen der Schakale.
„Da wie ſie lachen, die Bieſter!“ ſagte Awdjejew.

„Sie lachen dich aus, weil deine Schnaugze ſchief iſt,“ ließ der
vierie Soldat, ein Kleinruſſe, ſeine feine, ſingende Stimme ver
nehmen.

Wieder wurde es ſtill; nur der Wind ſtrich durch das Geäſt
der Bäume und bewegte dieſe, daß die Sterne am Himmel ab-
wechſelnd verdeckt und wieder ſichtbar wurden.

z. mal, Antonytſch,“ fragte plötzlich der muntere Awd-
en Unteroffizier, „kommt es dir auch mal vor, daß die

ebnſucht dich erfaßt?“
„Was für eine Sehnſucht?“ fragte Panow griesgrämlich.
„Mich packt es manchmal ſo ſchlimm, ſo ſchlimm, daß ich

ſelber nicht weiß, was ich mit mir anfangen ſoll.“
„Was du ſagſt!“ bemerkte Panow.
„Weißt du noch, wie ich damals das Geld vertrank? Auch

das geſchah nur aus lauter Sehnſucht. Wie es ſo über mich
kam, ſppte ich mir: „Nun wirſt du dich mal ganz gehörig be-

en
wird aber manchmal n ſchlimmer, wenn man trinkt.“

auch das hab' ich ſchon erlebt doch was ſoll ich

ſehnſt du dich denn eigentlich ſo ſehr
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„Wonach ich mich ſehne? Nach der Heimat, nach den Meini-
gen ſehn' ich mich.“

„Jhr ſeid wohl ſehr reich
„Nicht gerade reich, aber wir hatten zu leben. Ganz gut

haben wir gelebt,“ ſagte Awdjejew und erzählte dem Unter-
offizier zum ſoundſovielten Male ſeine Lebensgeſchichte.

„Jch bin nämlich freiwillig für meinen älteren Bruder ein-
getreten,“ ſagte er. „Er hatte fünf Kinder, und ich war eben
jung verheiratet. Mütterchen bat mich ſo ſehr, und da dachte
ich: „Was kommt mir's ſchon darauf an, vielleicht vergelten ſie
es mir einmal.“ Jch ging zum Gutsbeſitzer ein guter Herr
war's, den wir hatten, und er ſagte zu mir: „Das iſt brav von
dir, geh nur.“ Na, und ſo bin ich eben für den Bruder einge
ſprungen.“

„Das war ſehr ſchön von dir,“ meinte Panow.
„Ja, und möchteſt du's wohl glauben, Antonytſch: jetzt ſehne

ich mich heim! Warum bin ich eigentlich für den Bruder ein
geſprungen? frag' ich mich. Er ſpielt jetzt den Herrn, und ich
kann mich hier ſchinden. Und je mehr ich darüber nachdenke,
deſto ſchlimmer wird's. Das mag wohl ſfündhaft ſein, aber was
ſoll ich machen

Awdjejew ſchwieg.
„Wollen wir nicht wieder ein Pfeifchen rauchen fragte er

nach einem Weilchen.
d „Na, dann ſtopf' ſie mal wiederl“ meinte einer von den Sol-

aten.
Doch ſie kamen nicht mehr dazu, die Pfeife zu rauchen. Kaum

hatte Awdjejew ſich erhoben und mit dem Stopfen der „Pfeife“
begonnen, als ſich durch das leiſe Rauſchen des Windes Schritte
auf dem Wege vernehmen ließen. Panow griff nach ſeinem Ge-
wehr und ſtieß Nikitin mit dem Fuße an. Nikitin erhob ſich
und nahm ſeinen Mantel auf. Auch Bondarenko, der vierte
Soldat, ſtand auf.

„Was für 'nen ſchönen Traum hatte ich doch, Brüderl“ be
gann er.Awdjejew ließ einen leiſen Ziſchlaut hören, zum Zeichen, daß
er ſchweigen ſolle, und die Soldaten ſtanden da und lauſchten.
Die leichten Schritte von Leuten, die offenbar keine Stiefel
trugen, kamen näher. Jmmer deutlicher und deutlicher hörte
man in der Dunkelheit das Raſcheln der trockenen Blätter und
Zweige. Dann vernahm man ein Geſpräch in der an Kehllauten
reichen Sprache der Tſchetſchenzen. Bald hörten die Soldaten
nicht nur die Stimmen, ſondern ſahen auch zwei Schatten, die
im matten Schimmer der ſternhellen Nacht zwiſchen den
Bäumen hinhuſchten. Der eine Schatten war länger, der an
dere kürzer. Als die Schatten in einer Linie mit dem Poſten
waren, trat Panow mit zweien ſeiner Kameraden, das Gewehr
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„„Tſchetſchenze, friedlich,“ ſagte der kleinere der beiden An
kömmlinge, der kein anderer war als Bata. „Gewehr nicht,
Säbel nicht,“ ſagte er, auf ſich ſelbſt zeigend. „Fürſt ſprechen.“

Der Größere der beiden ſtand ſchweigend neben ſeinem Ge
fährten. Auch er war unbewaffnet.

„Es werden Sendboten ſein,“ erklärte Panow, zu den Kame
raden gewandt. „Wir müſſen ſie zum Oberſt bringen.“
v urſt Woronzow ſprechen, ſehr nötig, große Ding,“ ſagte

ata.
„„Gut, wir bringen euch hin,“ verſetzte Panow. „Du kannſt

ſie mit Bondarenko hinbringen,“ wandte er ſich zu Awdjejew.
„Uebergib ſie dem dienſttuenden Offizier und komm wieder
zurück. Sei aber vorſichtig laß ſie immer vorausgehen!“

„Na, da hat das hier auch noch mitzureden,“ ſagte Awdjejew
und machte mit dem Bajonett eine Bewegung, als wollte er
zuſtechen. „Sowie ſich einer verdächtig macht, gibt es ſo was!“

„Nicht doch, wir wollen ihn doch ganz hinbringen,“ meinte
Bondarenko.

„Na, geht nun vorwärts, marſch!“
Als die Schritte der beiden Soldaten, die mit den Boten

davonzogen, in der Ferne verhallt waren, begaben ſich Panow
und Nikitin wieder an ihren Platz.

„Was Teufel haben die Kerle hier in der Nacht zu ſuchen?“
ſagte Nikitin.

„Es muß wohl irgend etwas Wichtiges ſein,“ entgegnete
Panow. „Es iſt recht friſch geworden,“ fügte er dann hinzu,
wickelte ſeinen Mantel auseinander, zog ihn an und ſetzte ſich
unter den Baum, gegen deſſen Stamm er ſich lehnte.

T Stunden darauf kehrten Awdjejew und Bondarenko
zurück.

„Na, habt ihr ſie richtig hingebracht?“ fragte Panow.
„Ja. Beim Oberſt war man noch auf, wir brachten ſie gleich

dorthin. Sind doch ganz prächtige Jungen, dieſe Kahlköpfe,
ſag' ich dir,“ fuhr Awdjejew fort. „Bei Gott! Hab' mich ſehr
gut mit ihnen unterhalten.“

„Du unterhälſt dich mit aller Welt gut,“ ſagte Nikitin
m i klich ie die Ruſſen ſind„Nein, wirklich ganz wie die Ruſſen ſind ſie. ine iverheiratet. „Maruſchka“, frag' ich ihn t gar
ſagt er. Schafe“, frag' ich ihn, „bar?“ „Bar“, ſagt er,
„viele“. „Pferdchen“, frag' ich ihn, „bar?“ „Ein Paar“, ſagt
er. Und ſo ging es weiter. Prächtige Leute, wirklichl“
irgegwo t d vräſchlpt ſagte „Trifft er dich

in, dann itzt er die eke r den Bauch auf, ohne ſich
W bald w. meinte Panow.

„Ja, die Sterne werden ſchon blaſſer,“ ſagte Aniederſetzend. Und die Soldaten vieriainwe wlehet? e

(Jortſetzung folgt.)
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Hagemann, ſchreibt die neueſte Nummer der Reichsverbands
korreſpondenz (Nr. 18 vom 17. Februar 1912), daß der Ver
ſtorbene an den Vorgängen bei der Präſidentenwahl im Reichs
tage „ſchwer getragen“ habe dieſe Vorgänge, ſo heißt es wört
lich weiter, „mögen nicht wenig dazu mitgewirkt
haben, daß ein von treuer Vaterlandsliebe erfülltes Herz ſo
unerwartet ſchnell zu ſchlagen aufhörte“.

Daß die Wahl Scheidemanns zum erſten Vizepräſidenten des
Reichstags auch noch an dem Tode ihres früheren Fraktions-
mitgliedes Hagemann die Schuld tragen ſoll, das haben ſich die
Nationalliberalen, die dem roten Vize ihre Stimmen gaben,
ganz gewiß nicht träumen laſſen!

Das Urteil im Becker-Prozeß. Jn dem Beleidigungspro-
zeß des Rittergutsbeſitzers Becker, der ſeinerzeit wegen Be-
leidigung pommerſcher Landräte und Regierungspräſidenten
zu einem Jahr Gefängnis verurteilt wurde, welche Strafe dann
in einem zweiten Prozeß auf drei Monate herabgemindert
wurde, ſtand am Sonnabend Termin vor dem Reichsgericht an.
Becker hatte auch gegen das zweite Urteil Reviſion angemeldet.
Die Reviſion wurde verworfen. Es bleibt alſo bei der
letzten Strafe vorausgeſetzt, daß ſie dem Rittergutsbeſitzer
nicht „im Gnadenwege“ erlaſſen wird.

Italien.
Die „patriotiſchen Herzen“ der italieniſchen Auchſozialiſten

ſind bei dem wilden Kriegsrauſch, der am Freitag das italie-
niſche Parlament ſo grotesk wirkende Szenen aufführen ließ,
auch mit zum Ueberlaufen gekommen. Unter ſtändigem, toben
dem Beifall hatte der Berichterſtatter der Kommiſſion zur Prü-
fung des Geſetzentwurfs betreffend das Dekret vom 5. Novem
ber 1911, Martini, den Bericht der Kommiſſion verleſen und
betont, es ſei überflüſſig, die Kammer zur Genehmigung des
Dekrets aufzufordern. Genehmigen wir das Dekret vom 5. No
vember, damit die Welt wiſſe, daß das, was ein Akt der Regie
rung war, der unwiderrufliche Wille der Nation iſt. Wohl er
wogene Entſchlüſſe und mutige Beharrlichkeit geleiten die große
Mutter Jtaliens zu ihren neuen Geſchicken.

Auf dieſen nationaliſtiſchen Phraſenſchwall wußte nun der
ſozialiſtiſche Abgordnete Biſſolati nichts anderes zu
erklären, als: Er glaube nicht, daß ſich die ſozialiſtiſche Partei
von den Gefühlen der ganzen Nation trennen dürfe. Er hul-
dige mit patriotiſchem Herzen der herviſchen Tapferkeit der
Kämpfer zu Waſſer und zu Lande, die dazu beigetragen habe,
den moraliſchen Wert Jtaliens in der Welt immer mehr zu
erhöhen. (Lebhafter Beifall.) Er erkenne an, daß Jtalien die
Beſetzung Libyens ſeitens einer andern Nation niemals hätte
dulden können. (Allgemeiner Beifall.) Von der Opportunität
des Dekrets vom 5. November ſei er nicht überzeugt, aber er
glaube und begreife, daß die Kammer es billigen werde. Biſſo-
lati erklärte dann, er werde gegen den Entwurf ſtimmen, er-
kannte aber an, daß das Unternehmen gewollt und durch einen
ungeheuren Ausbruch nationaler Begeiſterung aufgezwungen
worden ſei. Weder er noch ſeine Freunde wollten der Regie-
rung in dieſem feierlichen Augenblick Schwierigkeiten ſchaffen.
(Lebhafter Beifall.) Diejenigen, die in Konſtantinopel auf die
Stimme der Sozialiſten warteten und auf ihre Oppoſition
rechneten, ſollten wiſſen, daß die Sozialiſten es auf keinen Fall
an Rückſicht auf die Jntereſſen des Vaterlandes fehlen laſſen
würden.

Daß Biſſolati damit den imperialiſtiſchen Raubzug der ita-
lieniſchen Kapitaliſtenklaſſe ſanktioniert, ſcheint ihm gar nicht
zu Bewußtſein zu kommen. Aber einmal die ſchiefe Bahn
des Reviſionismus betreten, gibt es eben kein Halten mehr.
Den Standpunkt der Mehrheit der Fraktion vertraten Turati
und Cicotti. Cicotti erklärte, er ſei der einzige von den
Deputierten des Südens, der gegen die Annahme des Dekrets
ſtimmen werde, und Turati legte unter lärmendem Widerſpruch
des Hauſes die Gründe dar, warum er die Unternehmung nicht
für angebracht halte. Er erklärte, er wolle eine Kolonialpoli-
tik der Arbeit, nicht der Waffen.

Die große Mehrheit der italieniſchen Sozialiſten iſt zum
Glück noch nicht ſo reviſioniſtiſch verſeucht, als daß ſie die mehr
als merkwürdigen Anſichten des „Sozialiſten“ Biſſolati und
ſeiner Freunde zu teilen vermöchte. Die eigentümliche Hal-
tung der Rechtsreformiſten (Richtung Biſſolati) in der Kammer
zu dem tripolitaniſchen Kriegsabenteuer der italieniſchen
Regierung und deſſen Billigung wird wahrſcheinlich nun end-
lich den Stein ins Rollen bringen und zu einer reinlichen
Scheidung der Geiſter in der italieniſchen ſozialiſtiſchen Partei
führen. Zunächſt hat, wie dem Vorwärts aus Rom gemeldet
wird, die Richtung Turati, die ſich gegen den verbrecheriſchen
Krieg erklärte, die Gründung einer neuen Parlamentsfraktion
beſchloſſen, die ſich der Parteidiſziplin unterwirft.
Weiter hat die neue Fraktion den Parteivorſtand zum ſoforti-
gen Eingreifen aufgefordert. Die Mailänder Partei-
ſektion verlangt die Einberufung eines außer-
ordentlichen Parteitages, um über die Spaltung der
Fraktion zu entſcheiden. Die römiſche Parteiſektion
wird in ihrer nächſten Sitzung Ferri wegen ſeiner Zuſtim-
mung zum Annexionsdekret aus der Partei ausſtoßen.

So bietet ſich uns denn gegenwärtig in der italieniſchen ſo-
zialiſtiſchen Partei wieder das erhebende Schauſpiel einer all-
gemeinen Zerſetzung dank der opportuniſtiſchen Taktik und
„praktiſchen Politik“ der Reviſioniſten, die allerdings mit So-
zialismus nichts mehr zu tun haben!

TCürkei.

Die Jtaliener beſchießen Beirut! Der patriotiſche Taumel
der italieniſchen Kammer, die Lobeserhebungen auf die „glor-
reiche“ und „tapfere“ Armee und die Flotte, die von Miniſtern
und Abgeordneten angeſtimmt wurden, haben die ziel- und
planlos in den türkiſchen Gewäſſern umherſegelnde ſtolze ita-
lieniſche Armada zu neuen „Heldentaten“ angereizt. Wie aus
Konſtantinopel berichtet wird, erſchienen am Sonnabend
morgen die italieniſchen Kreuzer Garibaldi und Vol-
turno vor Beirut. Die Kriegsſchiffe manöverierten dort
bis 1410 Uhr und verlangten darauf die Uebergabe des im
Hafen liegenden alten türkiſchen Kreuzers Avnullah und des
türkiſchen Torpedobootes Ankara. Der türkiſche Kommandant
erklärte, Beirut ſei eine offene Stadt; die Jlaliener hätten
kein Recht, ſie zu bombardieren. Trotzdem die Ftaliener den

Schiffen eine zweiſtündige Friſt zur Uebergabe geſtellt hatten,
ſchoſſen ſie ſchon 20 Minuten vor Ablauf dieſer Friſt. Der
Kreuzer Avnullagh, der ſehr ſchwach beſtückt iſt, hatte inzwiſchen
den größten Teil ſeiner Mannſchaft an Land in Sicherheit ge-
bracht. Bei dem erſten Schuß auf den Avnullah explodierte
deſſen Keſſel, worauf das Schiff halb unter Waſſer ging. Das
Torpedoboot Ankara wurde ebenfalls zum Sinken gebracht.
Nun entfernten ſich die Jtaliener, kehrten aber zurück und
ſchoſſen nochmals die Schiffsreſte zuſammen. Das Zollhaus
und andere Gebäude am Hafen ſind durch die Beſchießung be-
ſchädigt worden, da italieniſche Geſchoſſe auf dem Kai nieder-
fielen, wo ſich eine große Menſchenmenge angeſammelt hatte,
die ſich mit Waffen aus dem Regierungsdepot verſehen hatte.
Die Jtaliener gaben drei Kanonenſchüſſe auf den Regierungs-
lonak, die Kaſerne und das Spital ab, wobei 30 Perſonen ge-
tötet und über hundert verletzt wurden.

Konſtantinopel, 25. Februar. Die Nachrichten aus
Beirut rufen hier lebhafte Erregung hervor, vor allem in
Handelskreiſen. Das Miniſterium des Aeußeren erhob gegen
das Vorgehen Jtaliens bei den Großmächten Proteſt. Als
Antwort beſchloß die Pforte, alle in der Türkei leben-
den Jtaliener auszuweiſen. Der öſterreichiſche Bot-
ſchafter gab dem Miniſter des Aeußeren die Verſicherung, daß
die Jtaliener nicht forcieren würden. Das Kabinett tele-
graphierte allen türkiſchen Hafenbehörden im Mittelmeer, ſo-
fort umfaſſende Verteidigungsmaßnahmen zu treffen.

Mexiko.
Der Bürgerkrieg bedroht die Regierung Maderos ernſt-

lich. Eine in El Paſo erſchienene Proklamation der
Jnſurgenten erklärte Geronimo Trevino zum pro-
viſoriſchen Präſidenten von Mexiko. Die Prokla-
mation, die von General Orozco mitunterzeichnet iſt, erklärt
insbeſondere, Madero habe durch Verbindungen mit ameri-
kaniſchem Kapital und der Abhängigkeit von den Yankees
„die mexikaniſche Flagge befleckt“. Da Orozco bisher als zu
verläſſiger Anhänger Maderos galt, ſchwächt ſein Abfall die
Regierung außerordentlich. Die amerikaniſche
Regierung wartet nur noch auf eine günſtige Gelegenheit,
um eingreifen zu können. Präſident Taft hat den Befehl ge-
geben, eventl. weitere Truppen nach El Paſo an die Grenze
zu ſenden. Es wird dies als Warnung an die mexikaniſchen
Jnſurgenten angeſehen, daß ſie die amerikaniſche Grenze nicht
überſchreiten dürfen.

Japan.
Die japaniſche Schreckensjuſtiz in Korea. Die Agence

d'Extreme Orient läßt ſich einen Artikel des Japan
Chronicle telegraphieren, worin den Japanern Grauſamkeiten
in der Behandlung der Koreaner vorgeworfen werden. Eine
der gebräuchlichſten Mißhandlungen beſtehe darin, die Ge
fangenen an den Zehen eines Fußes mit dem Kopfe nach unten
aufzuhängen, den Leib eng umſchnürt, und zwar ſo lange, bis
die Unglücklichen das Gewünſchte geſtanden haben. Jn einem
Strafverfahren ſoll ein Staatsanwalt für einen Gefangenen
80 Stockſchläge beantragt haben, trotzdem das japaniſche Straf
recht die körperliche Züchtigung abgeſchafft hat. Jn einem
anderen orientaliſchen Blatt beſtätigt Miſſionar Brown, der
Leiter der presbyterianiſchen Miſſionsanſtalt, dieſe Grauſam-
keiten. Er verſichert daß häufig die zum Chriſtentum bekehrten
Koreaner unter irgendeinem Vorwand verhaftet werden und
daß man am Tage darauf nach ihrer Freilaſſung-an ihrem
Körper Brandmale und andere Spuren von Miß-
handlungen gefunden habe. Auch dieſe Art „Gerechtig-
keitspflege“ iſt ein Maßſtab für die aſiatiſche Kulturhöhe!

China.
Das Mißtrauen gegen Ynanſchikai will nicht ſchwinden Trotz

der Einmütigkeit, mit der Yuanſchikai zum Präſidenten der
neuen chineſiſchen Republik gewählt worden iſt, greift merk
würdigerweiſe die Unzufriedenheit gegen den leitenden Staats-
mann in republikaniſchen Kreiſen immer mehr um ſich. Die
unzufriedenen Stimmenbverſteigen ſich neuerdings zu der Forde
rung, Yuanſchikai abzuſetzen, da man immer noch an der
Aufrichtigkeit des früheren Anhängers der
Mandſchudhynaſtie zweifelt. Man behauptet, daß er ein
doppeltes Spiel treibe und im Herzen durchaus nicht ſo
republikaniſch geſinnt ſei, als er es äußerlich kundgebe. Die
Mißſtimmung wird noch erhöht durch die Schwierigkeiten, die
den Republikanern im Jnnern des Landes erwachſen. Die
Landbewohner, die vielfach erſt jetzt von den großen Umwäl-
zungen, die ſich im chineſiſchen Staate vollzogen haben, Kennt-
nis erhalten, ſind vorderhand noch nicht davon zu überzeugen,
weshalb die tauſendjährige Mandſchudynaſtie, der ſie große
Verehrung zollten, geſtürzt worden und eine neue, republika-
niſche Regierung an ihre Stelle getreten iſt. Sicher iſt das
Mißtrauen gegen Yuanſchikai berechtigt. Nur war es dann
von den Republikanern ein großer Fehler, den früheren Ver
trauten der Mandſchudhnaſtie mit der Präſidentſchaft der
Republik eine Macht einzuräumen, die er leicht in für die
Republik verhängnisvoller Weiſe mißbrauchen kann.

Aus der Partei.
Beſoldete Leiter der Bildungsarbeit.

Der erfreuliche Aufſchwung des Bildungsweſens hat bereits
in einigen Orten dazu geführt, berufsmäßige Parteibibliothekare
anzuſtellen. Jetzt wird aus Magdeburg gemeldet: Zum
Leiter der Zentralbibliothek in Magdeburg iſt Genoſſe Guſtav
Hennig aus Leipzig gewählt worden. Genoſſe Hennig
wird auch die Leitung der Jugendbewe gung wie über-
haupt der geſamten proletariſchen Bildungsarbeit
in Magdeburg übernehmen. Jn Leipzig hat er bereits ſeit
langem nebenamtlich er iſt im Hauptberuf Expedient in der
dortigen Parteibuchhandlung die gleiche Tätigkeit ausgeübt.
Als Kenner des Bibliothekweſens hat ſich Genoſſe Hennig weit
über das Weichbild Leipzigs hinaus Anſehen erworben. Die im
proletariſchen Sinne redigierte Fachzeitſchrift Der Bibliothekar
wurde von ihm gegründet.

Die Gemeinderatswahlen in Neuß j. L.
haben der Sozialdemokratie auch in dieſem Jahre zahlreiche
Erfolge gebracht. Jn Triebes eroberten wir zwei Sitze; in
Hohenlenben gelang es, einen Sitz zu behaupten und drei
zu gewinnen. Jn Langenwetzendorf ſiegte unſere Liſte, die nun
ſechs Genoſſen in den Gemeinderat bringt. Jn Dorna ge-
wannen wir drei Sitze. Jn Pforten behaupteten wir ſieben,
in Zwötzen acht Sitze. Auch in Le um nitz behaupteten wir
vier Sitze und behalten damit alle zwölf Mandate in unſerem
Beſitz. Debſchwi z wird am 1. April nach Gera eingemeindet.
Jn einigen kleineren Orten eroberten wir ebenfalls einige oder
alle zur Wahl ſtehenden Mandate.

Jn Gera, der Hauptſtadt des Fürſtentums, wurden diesmal
die Gegner bis zum letzten Mann auf den Plan getrieben. So
ſiegte bei der Wahl, die am Donnerstag ſtattfand, die
gegneriſche Liſte und uns gingen damit auch zwei Sitze ver-
loren, die wir zu verteidigen hatten. Trotzdem behalten wir
immer noch die Mehrheit, die durch die bevorſtehende Einge-
meindung zweier Arbeitervororte auch für die nächſte Wahl ge
ſichert erſcheint.

Ausbreitung des Wahren Jakob.
Der Wahre Jakob, das ſozialdemokratiſche Witzblatt, kann

einen ganz außergewöhnlichen Aufſchwung ſeiner Leſerzahl ver-
zeichnen. Jn der Faſchingsnummer des Jahres 1911 konnte
der Wahre Jakob berichten, daß er die ſtattliche Auflage von
300 000 erreicht habe. Seitdem iſt die Zahl der Abonnenten
fortgeſetzt geſtiegen, ſo daß die Februarnummern des Jahres
1912 bereits in einer Auflage von 375 000 hergeſtellt werden
mußten.

Zur Beachtung für deutſche Genoſſen!
Aus Paris ſchreibt man uns:, Wir empfehlen allen auf

kürzere oder längere Zeit nach Paris kommenden Genoſſen, ſich
dem ſeit 35 Jahren beſtehenden Deutſchen ſozialdemokratiſchen
Leſeklub anzuſchließen, der jeden Samstag im italieniſchen
Saal der Maiſon commune 49, Rue de Bretagne, ſeine Ver
ſammlungen und ſonſtigen Veranſtaltungen abhält, Der Leſe-
klub klärt ſeine Mitglieder auf über die franzöſiſchen Verhält
niſſe, über die wirtſchaftlichen und politiſchen Kampfesformen
der franzöſiſchen Arbeiterſchaft. Er führt ſie durch Vorträge
uſw. in die geſchichtliche Vergangenheit des revolutionären
Paris ein. Eine reichhaltige Bibliothek und ein tägilch geöff-
netes Leſezimmer, in dem außer ſozialdemokratiſchen Tages
und Gewerkſchaftsblättern aus Deutſchland, Oeſterreich-Ungarn,
der Schweiz, Frankreich und Amerika noch wiſſenſchaftliche und
künſtleriſche Zeitſchriften aufliegen, verſetzt unſere Genoſſen in
die Möglichkeit angenehmer Mußeſtunden. Unſere Buchhand-
lung eigener Regie hält ſtets ein großes Lager wiſſenſchaftlicher
und ſchöner Literatur. Sangesluſtige Genoſſen finden ange
nehme Erholung in der Geſangsſektion. Lernbegierige finden
Genugtuung in dem Geſchichts-, Stenographiekurs uſw. Nie-
manden dürfte es alſo reuen, auf ſeiner Reiſe nach Paris den
Deutſchen ſozialdemokratiſchen Leſeklub aufzuſuchen.

Gewerkſchaftliches.
Zur Lohnbewegung der Ruhrbergleute.

Die zahlreichen geſtern im Ruhrgebiet abgehaltenen Berg
arbeiterverſammlungen, in denen die von den
drei Gewerkſchaftsvereinen eingeleitete Lohnbewegung be
ſprochen wurden, waren, nach Meldungen bürgerlicher
Nachrichtenbureaus, alle ſehr ſtark beſucht. Nach der in den
Verſammlungen zum Ausdruck gekommenen Stimmung ſcheint
die große Mehrheit der Ruhrbergarbeiter hinter der Aktion
der drei genannten Verbände zu ſtehen und ſie zu billigen. Die

geſtrigen Verſammlungen ſtellten ſich einmütig auf den
Standpunkt, daß die Forderungen der drei Verbandsleitungen,

die den Zechen zugeſtellt worden ſind, durchaus berechtigt
ſeien. Jn der in den Verſammlungen angenommenen Reſo-
lution wird darauf hingewieſen, daß der gegenwärtige Zeit-
punkt für die Verwirklichung der berechtigten Forderungen der
Bergleute der denkbar günſtigſte ſei. Der Vorſitzende des alten
Bergarbeiterverbandes, Reichstagsabgeordneter Sach ſe, der
erſt in dieſen Tagen an der in London abgehaltenen Sitzung
des Ausſchuſſes der internationalen Bergarbeiterverbände teil
genommen hatte, ſprach in der Verſammlung in Oberhauſen.

Er wandte ſich gegen den vom chriſtlichen Gewerkverein er-
hobenen Vorwurf, daß die Lohnbewegung nur dazu diene, den
engliſchen Bergarbeitern die Kaſtanien aus dem Feuer zu
holen. Die engliſchen Bergarbeiter hätten gelegentlich dex letz-
ten Ausſchußberatungen in London gar nicht den Verſuch ge
macht, außerengliſche Organiſationen zu bewegen, ihnen durch
einen Sympathieſtreik zu Hilfe zu kommen.

700 Leipziger Speditionsarbeiter
ſind am Montag vormittag in den Streik getreten, weil die
Unternehmer nicht zu bewegen waren, ſich über die geſtellten
Forderungen mit den Arbeitern auf friedlichem Wege zu ver
ſtändigen.

Verſammlungsberichte.
Gemeindearbeiter. Am 17. Februar fand in der Goldenen

Kette unſere Mitgliederverſammlung mit folgender Tagesordnung
ſtatt: 1. Anträge zur Gankonferenz; 2. Statutenberatung und An
träge zum Verbandstage: 3. Gewerkſchaftliches. Kollege Lorenz
teilte mit, daß Kollege Albracht verſtorben iſt. Die Verſammelten
erhoben ſich zu Ehren des Verſtorbenen von den Plätzen. Zu
Punkt 1 berichtete Kollege Lorenz, daß am 25. Februar in Jena
die Gaukonferenz ſtattfindet und unſere Filiale zwei Delegierte
zu entſenden hat, wozu Kollege Müller und Lorenz gewählt
wurden. Beim zweiten Punkt entſpann ſich eine heftige Diskuſſion,
doch wurden ſämtliche Anträge angenommen. Im Gewerkſchaft
lichen gab Kollege Müller die Abrechnung vom Kränzchen, welche
einen Ueberſchuß von 8,10 Mk. ergab. Kollege Lorenz gibt noch
bekannt, daß ein Kurſus über Parteigeſchichte im Volkspark ſtatt
findet, zu welchem fünf Kollegen beſtimmt wurden.

M Vp.

Mehr 30 Korion)

Die Qualität gibt den Ausschlag!
MAGGIs Suppen sind aus den besten Rohmaterjalien hergestellt; sie enthalten die natürlichen Bestandteile hausgemachter Suppen und

sohmecoken ebensogut wie diese. Deshalb verlange man ausdrücklich MAGGI* Suppen mit dem Kreuzstern denn sie sind die beston.
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Direktor u. Besitaer: Panl Bläüthgen.

Hente Montag r Rlite- Abend
weit Fritz Steidl -Ensemble.Nur noch Sensationeller FErfolg:
S ,DouBerweiter, tadellos“

Jahresrevue von J. Freund, neun bearbeitet v. Fr. Steidl.
Musik von Paul Läncke.

3 Prunk-Balets. 30 Tünzerinnen.
„Burg- Kino“, Triftstrasse 22.Nur noch bis h I.

2. Das der Jugend, zweiaktig.
z ge unſchuldig geſeſſen. (Juſtizdrama.)

Damentas chen.
Die Frühjahrs Neuheiten sind eingetroffen.

Die bekannt guten Saffian Ledertaschen
schon von 3.85 an.

C. F. Ritter, Halle a. S.,
Leipzigerstrasse 90.

Mitglied des Rabatt Spar Vereins.

Pflanzen Eutrar
M ehu 7 h h z G. m. d. t. Goch. zu

Pilo
das beſte und ſparſamſte Schuh und Leder-
putzmittel iſt, wiſſen jetzt alle Frauen, Dienſt-

mädchen, Hoteldiener etc.

Pilo ist überall zu haben!

Gekrönte häupter.
Zur Naturgeſchichte des Abſolutismus.

Katharina II. von Rußland. Konfisziert geweſen.
Auguſt der Starke, ſt von Sachſen.
ziert geweſen.

apſt Alexander VI.
arl Leopold vo Mecklenburg.

Ludwig XIV. von Frankreich.
i II. von Spanien.riedrich Wilhelm II. von Preußen.

einrich VIII. von Engl
liſabeth von RußlandS Philipp von Frankreich.11 4 Sitz II.12. teia II. von Preußen.
aligula.

14. Ludwig XV. von Frankreich.
15. Wilhelm IV.

ſ

and.

e

wan der Schreckliche von Rußland.
rome, König von Weſtfalen.
abella II. von Spanien.

19. ilhelm II. von Heſſen.
Nero.

21. Karl I. von England.Karl Eugen vo Württemberg.
Rudolf 11., Kaiſer von Dentſ land.

24. Chriſtian von Schweden.
Maria Thereſia von Oeſterreich.

26. Leopold II. von Belgien.
W Jedes Heft 20 Pf.

Auch gebunden in 5 Bänden a Band 1.50 M.
Die Volksbuchhandlung.

Konfis.

Frül
Abends:

Jnhaber:
Dienstag, 27. Februar 1912;

Gr. Sohlachtefest.
4 Uhr Wellfleiſch.

Es ladet freundlichſt ein

Reslag, „Zar Eiche an

Robert Kaiser.

Wurſt nnd
Robert Knaiser.

S

Suppe.

Xesteier,
Stück 3 Pfg.

C. F. Ritter, u

See

Kleine Ulr

Dienstag billige m

Sche.
Früh 8 Uhr friſch eintreffend.

Kablianu ohne Kopf 184

Grüne Heringe 3 40
Kleler Flschhörse,
obere L einigen 42,

ichſtraße 30
An der Moritzkirche 5.

u the

Worgen,

(Eck

Il vorügliches Hustenmintel

empfehle
bayriſchen Malz u.

Althee-Bonbon C.

Robert Schirmer,ger ſtraße 71. Roter Surm
oland), Mansfelderſtr. 43.

Männerhoſen,

auswahl von
Herren und

JBillige Stoffreſte
für einzelne Knabenanzüge,

ſowie reichhaltige Muſter

empfiehlt Agnes Zimmer,
Soöhwetſchkeſtraße 28.

Koſtümröcke,

Neuheiten in
Damenſtoffen

Waſchgef
Zander,

dauerhaft,äße, billigſt.
Klaus-ſtraße 12.

Mitglied d. Rabatt-Spar-Vereins.

Hühnerringe
in allen Farben vorrätig bei

C. F. Ritter, a R.-Sp.-V.Leipzigerstr. 90.

Partelschritten empfiehlt die
Volksbuchhandl.

eigenesKaka o.von 90 Pf. pr. Pfd. bis M. 2.50

WCarl ooch, tung turm,
und Lewzigerſtraße 61/62.

Oberbett, Unterbett,
m Kiſfen et Prett, zu
M. Abreiſe 16 II.

le fed. ſei etagSJoh. rGroße 39.
Jeden rO. Grabaum, BeSchlachte Fe

Mansgsfelderſtraße 3.

Kclachtefert.
Diensgs:

Knoche,Rod. Franzſtraße 7.

Tchiachtetest
Schlachte

Aug. Bruno Müller,Fcke Charlottenſtr.

iederSarg Volksmassen-Artke
abzugeb., ſpottb. Näh. Wiener-Glas-industrie Berlin -Rixdort I. Poſtlag.*

Arbeitsmarkt
Für meine Blechschmniede-
erkKstatt ſuche zum 1. April er.

einen

Lehrling.
Chr. Glauser, Gr. Mausctrasce 24.
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Direktion Gustav Poller.
5 Doppel Gaſtſpiel von

Otto

köuttor
Conrad Dreher

endet unwiderrufſich

am 29. Februar

vvStadt Theater
in Halle a. S.

Direktion Geh. Hofrat M. Richards.
Dienstag, 27. Februar 1912:

166. Abonnem. Vorſt. 2. Viertel.
Zum 2. Male.

Mit neuer Ausſtattu
Dekorationen, K jſiten nach der n e.
Kgl. Hoſtheaters in W den

re
Große Oper von Chriſt. Willibald
Ritter v. Gluck. Freie eniſche
und textliche Neubearbeitun W
1 Vorſpiel und alen v. Georg

von HMuſikaliſche Se v. Joſeph
Kaſſenöffnung 7, Anfang 7 Uhr,Ende nach 10 Uhr.

Mittwoch den 28. Febr. 1912
Nachmittags 3 Uhr:
SchülerVorſtellunzu a kleinen Preiſen.

die Nibelungen.
elEin deutſchen Figueheh Hebbel.

Erſte Abteilungehörnte Sie egtr d.
orſpiel in einem Akt.
Zweite Abteilung:

SiegfriedsEin SAuerſpiet in 5 Akten.

Abends 7 Uhr:
167. Abonnem. Vorſt. 3. Viertel.

Zum letzten Male

die Geisha
oder:

Eine japan. Teehbausgesehlehte.
Operette in 3 Akten4 von Sidney Jones.
Paſſ. ſage- Theater

Sag Lelhiſternahe 88.
Programm-Wechsel

teden Mit mrero und Sonnabend.
Wo der Vorstellungen:entags präziſe Uhr.

Sonn eſttagsRäumfuhren
werden billig ausgeführt

H. Thieme, Schwetſchkeſtr. 14.

Der

In Kürze
erſcheint

Beſtellungen nimmt ſchon
jetzt jeder Austräger des
„Volksblatts“ entgegen.

Auch direkt
zu beziehen von der

Volks Buchhandlung,
Halle a. S., Harz 42/43.

Schwägerin p. u

7 u undgeleiteten n
eren herzlichſten

Guiert n Worte am Grabe.

Jm Namen der trauernden Hinterbliebenen:
Albert Künstling nebſt Kindern.

Danksagqung-
Zurück gekehrtvom Grabe preiner in tgeliebten r unſerer

8 en, treuſorgenden und9 wir a Freunden u.
allen denen, die ſi e zur letzten

des Graäbes
e

Shweſter,wiegermutter,
Beka

z enſonderen Hang
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kommen fallen gelaſſen worden.
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Be de cuſſſhe 6handuſtz!
Das Juſtizverbrechen an den ſozialdemokratiſchen Abgeord

neten der zweiten Duma.
Der ruſſiſche Zarismus hat unendlich viel auf dem Ge

wiſſen. Die Blutſchuld zahlreicher Generationen, denen er den
Weg zur Freiheit verſperrt, die endloſe Zahl der Hingemorde-
ten und Eingekerkerten, die Not des ausgeſogenen und aus
geplünderten Volkes, die verbrecheriſchen Anſchläge und Raub-
züge gegen fremde Völkerſchaften und Staaten all dies laſtet
auf den unverantwortlichen korrupten Leitern der Zarenregie
rung, denen die Gegenrevolution zu neuer Macht verholfen hat.
Unaufhaltſam ſchreitet der Prozeß der ruſſiſchen Reaktion vor-
wärts. Aber gerade in dem Augenblick, wo ſich die Sieger der
Gegenrevolution auf der Höhe ihrer Macht dünken, und in ver-
blendetem Größenwahn ihre blutbeſudelten Hände nach neuen
Eroberungen, nach neuem Länderraub ausſtrecken, tritt ihnen
aus den Tiefen des Volkslebens eine Bewegung
entgegen, die getragen von der Avantgarde der kämpfenden Ar-
beiterklaſſe den Siegern des Staatsſtreichs ein drohendes Mene-
tekel entgegenruft.

Es iſt im höchſten Grade charakteriſtiſch, daß ſich die Feſti-
gung der revolutionären Arbeiterbewegung in Rußland unter
der Loſung der Befreiung der un ſchuldig eingekerker-
ten ſozialdemokratiſchen Fraktion der zwei-
ten Duma vollzieht. Tauſende von Arbeitern im ganzen
Reiche haben in Maſſenverſammlungen die Forde-
rung aufgeſtellt, daß die Reviſion in dem Prozeſſe der ſozial-
demokratiſchen Dumaabgeordneten eingeleitet und dieſe Mär-
tyrer der ruſſiſchen Freiheit in ihre Rechte wieder eingeſetzt
werden. Nicht alle Opfer dieſes Juſtizverbrechens ſind heute
am Leben. Dſhaparidſe und Dſhugelli ſind den Schreck-
niſſen des Gefängnisregimes zum Opfer gefallen.
Macherad,ſe iſt irrſinnig geworden und in einem Jrren-
hauſe interniert. Zeretelli und Lomtatidſe liegen
ſchwer krank an der Schwind ſucht darnieder. Die übrigen
von den 31 Abgeordneten ſind in den Katorgagefängniſſen und
in den Einöden Oſtſibiriens zerſtreut. Und doch ſtehen ſie heute
als Ankläger vor der Regierung und den herrſchenden Klaſſen,
die auch jetzt wie bei der Verübung ihres Verbrechens, hinter
verſchloſſenen Türen und in der Ausſchließung der Oeffentlich-
keit Schutz ſuchen.

Die Bewegung zugunſten des Wiederaufnahmeverfahrens im
Prozeß der ſozialdemokratiſchen Dumaabgeordneten ſetzte be
reits vor einigen Monaten, gleich nach der Eröffnung der
Herbſtſeſſion der Duma ein. Jn der Sitzung vom 17.-30. Ok
tober v. J. erklärte das Mitglied der Kadettenpartei, Rechts
anwalt Teßlenko, der Berichterſtater der Kommiſſion der
zweiten Duma geweſen war, die die Regierungsanklage gegen
die ſozialdemokratiſche Fraktion zu prüfen hatte: „Die Kom-
miſſion der zweiten Duma kam zu' der Ueberzeugung, zur ein
mütigen Ueberzeugung, daß es ſich hier keineswegs um eine
Verſchwörung der Sozialdemokraten, ſondern um eine Ver-
ſchwörung der Petersburger Schutzabteilung gegen die zweite
Reichsduma gehandelt hat. Als der Kommiſſionsbericht, auf
dokumentariſchen Unterlagen gegründet, fertig war, wurde die
Reichsduma am Tage vor ſeiner Verleſung von dieſer Tribüne
aufgelöſt und die Kommiſſion vermochte nicht darzulegen, was
ſie aufgedeckt hatte. Als der Prozeß begann und als die ange-
klagten 55 Mitglieder der Reichsduma die Forderung ſtellten,
daß der Prozeß bei offenen Türen verhandelt werde, damit die
öffentliche Meinung erfahre, daß nicht ſie, ſondern die Peters-
burger Schutzabteilung verbrecheriſch gehandelt habe, wurden
die Türen geſchloſſen, und die Geſellſchaft hat nie er-
fahren, was der wirkliche Sachverhalt war. Das Urteil wurde
von einem Gericht gefällt, deſſen Charakter uns allen bekannt
iſt.“ Dieſe Kundgebung des liberalen Abgeordneten beſtätigte
im Grunde nur, was von den verurteilten Abgeordnten ſchon
längſt verkündet worden war. Die politiſche Bedeutung dieſer
Kundgebung war aber um ſo größer, als ſie mit den Ent
hüllungen des früheren Agenten der Petersburger Geheim-
polizei Boleslaus Brodski zuſammenfiel, der auf Befehl des
Chefs der Schutzabteilung, Generals Geraſſimow, die Unter
lagen für den Scheinprozeß gegen die ſozialdemokratiſche Frak-
tion beſchafft hatte. Die Mehrheitsparteien der Duma ſuchten
die Erörterung einer Interpellation um jeden Preis zu ver-
hindern. Sie ſetzten es durch, daß jedesmal, wenn die Sozial-
demokraten ihre Jnterpellation einbrachten, die Türen ge
ſchloſſen wurden, damit das verbrecheriſche Dunkel, welches die
Regierung von Anfang her über dieſen Prozeß gebreitet, und
welches auch im Beſonderen Gerichtshof des Senates ſorg
fältig gehütet wurde, auch in der dritten Duma nicht gelüftet
wurde. Einige Tage lang währte der Kampf der kleinen ſozial-
demokratiſchen Fraktion gegen die Erben des Staatsſtreiches,
die in begreiflicher Scham die Wurzeln ihres Urſprunges nicht
aufdecken laſſen wollten und ſich zum Schutzwall des Juſtizver-
brechens der Regierung aufwarfen. Die Jnterpellation wurde
ſchließlich an eine Kommiſſion überwieſen, wo ſie kürzlich,
gleichfalls hinter geſchloſſenen Türen und in Abweſenheit der
Vertreter der Oppoſition abgewürgt wurde. Dieſe Szene, die
das Werk der Dumamehrheit krönt, verdient ausführlicher be
handelt zu werden. Die Mehrheit der Dumakommiſſion ver-
kündete in ihrem Bericht, der mit ſeinen Fälſchungen und Tat-
ſachenverdrehungen dem geſamten Anklagematerial gegen die
Fraktion würdig zur Seite geſtellt werden kann, daß die „revo
lutionäre Tätigkeit der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten der
zweiten Duma unabhängig von der Militärorganiſation
feſtgeſtellt worden ſei. Der Hauptpunkt der Anklage, wegen
welcher die ſozialdemokratiſche Dumafraktion auf der Katorga
ſchmachtet, iſt alſo von den Regierungsparteien ſelbſt voll-

Bisher war der
ſozialdemokratiſchen Dumafraktion gerade die „Verſchwörung“
mit der Militärorganiſation, für die Brodski und andere Lock-
ſpitzel das nötige Material zu beſchaffen ſuchten, inkriminiert
worden. Der Zar ſelbſt verkündete in ſeinem verbrecheriſchen
Manifeſt vom 16. Juni 1907, das den Staatsſtreich ankündigte:
„Es geſchah eine Tat, die in den Annalen der Geſchichte ohne-
gleichen daſteht. Die Gerichtsbehörden haben eine Ver-
ſchwörung aufgedeckt, die ein Teil der Reichsduma gegen
den Staat und die Zarengewalt angezettelt hat.“ Und nun ver-
laſſen mit einem Male die in die Enge getriebenen Verteidiger
der Regierung den Boden dieſer Anklage, die nach den Ent
hüllungen der letzten Zeit vollkommen unhaltbar geworden iſt.
Sie ziehen aber aus diefer Stehen 5558 di gen. Kau

ſequenzen, indem ſie wegen der juriſtiſchen Unhaltbarkeit des
Urteils die Einleitung des Wiederaufnahmeverfahrens fordern.
Sie verſchanzen ſich im Gegenteil hinter politiſchen Bedenken,
indem ſie klipp und klar anekkennen, daß die ſozialdemokratiſche
Fraktion nicht wegen ihrer angeblichen Verſchwörung verurteilt
worden iſt, ſondern wegen der politiſchen Richtung, die
ſie in der zweiten Duma vertrat. Damit iſt endgültig dar
getan, daß man es in dem „Hochverratsprozeß“ gegen die ſozial-
demokratiſche Fraktion der zweiten Duma mit einem poli-
tiſchen Tendenzprozeß ſchlimmſter Art zu tun
hat.

Wenn es noch eines Beweiſes bedurft hätte, um die gewaltige
politiſche Bedeutung der Bewegung zugunſten des Wiederauf-
nahmeverfahrens im Prozeſſe der ſozialdemokratiſchen Duma-
abgeordnten nachzuweiſen, ſo hat die ſchmähliche Haltung der
herrſchenden Parteien dieſen Beweis geliefert. Die Forderung
der ruſſiſchen Arbeiter: „Gebt uns unſere Abgeord-
neten wiederl“ iſt von nun ab auf das engſte verknüpft
mit dem Wiederaufleben der revolutionären Bewegung in Ruß-
land. Mögen die Herrſchenden ſich hinter den geſchloſſenen
Türen der Duma verkriechen, mögen ſie durch gefällige Parla-
mentarier und eine käufliche Preſſe die Wahrheit gewaltſam
zu unterdrücken ſuchen, mögen ſie, auf ihre momentane Gewalt-
ſtellung pochend, der Forderung der Gerechtigkeit höhniſch die
Stirne bieten, die Fäuſte der ruſſiſchen Arbeiter, die an den
verſchloſſenen Toren des Regierungsparlaments hämmern, der
Schrei nach Gerechtigkeit, der im ganzen Reiche erſchallt und die
zerſtreuten Bataillone der Kämpfer ſammelt, wird die Sieger
des Staatsſtreiches aus ihren Poſitionen herausſchlagen.

Auch der Widerhall, den dieſes größte Verbrechen des Jahr-
hunderts außerhalb des Zarenreiches gefunden hat und der im
Steigen begriffen iſt, wird auf dieſe Bewegung, die an der
Schwelle neuer großer Ereigniſſe ſteht, nicht ohne Einwirkung
bleiben. Das Jnternationale Sozialiſtiſche Bu-
rea u hat bereits im Dezember die Anregung für eine Proteſt
bewegung der geſamten Jnternationale in dieſer Angelegenheit
gegeben. Jn Frankreich, Belgien, Finnland und
nun auch in Deutſchland iſt dieſe Bewegung bereits eingeleilet
worden. Jm Jntereſſe der unſchuldig verurteilten ruſſiſchen
Abgeordneten, noch mehr aber im Jntereſſe der anſchwellenden
revolutionären Bewegung in Rußland begrüßen wir dieſe Be
wegung, die die ruſſiſche Arbeiterklaſſe zu neuen Kämpfen an
ſpornen wird.

v

Der Proteſt der finn ländiſchen Sozialdemo-
krati e.

Der Parteirat der finnländiſchen Sozialdemokratie, ins-
geſamt eine Körperſchaft von zirka 60 Perſonen, hielt am
4. d. Mts. eine Sitzung ab, die u. a. auch in der Angelegenheit
der unſchuldig verurteilten ſozialdemokratiſchen Dumafraktion
Stellung nahm. Der Parteirat beſchloß, einen öffentlichen
Proteſt gegen das Verbrechen der ruſſiſchen Regierung
zu erlaſſen und zu erklären, die finniſche Partei
ſchließe ſich den Forderungen der ſozialdemokratiſchen
Dumafraktion an und fordere im Verein mit der Sozialdemo-
kratie aller Länder das Wiederaufnahmeverfahren
in dieſem Prozeſſe. Die finniſche Partei halte es für ſelbſtver-
ſtändlich, daß die geſamte Jnternationale ihre gewaltige
Stimme zur Befreiung der Vertreter des ruſſiſchen Proleta-
riats erhebe.

Der 9. franzöſiſche Parteikongreß.
Lyon, 23. Februar.

Nach viertägigen leidenſchaftlichen Debatten iſt in vorge-
rückter Nachtſtunde der franzöſiſche Parteikongreß geſtern ge
ſchloſſen worden. Trotzdem der Kongreß zwei Nachtſitzungen
zu den acht Tagesſitzungen hinzufügte, hat er doch ſeine Tages
ordnung nicht erledigen können, ja in Wirklichkeit kaum in
Angriff genommen. Das allein ſagt genug für die Gründlichkeit
und Leidenſchaft, mit der diskutiert wurde. Genau genommen
hat der Kongreß nur zwei Fragen erledigt wir wagen nicht
zu ſagen gelöſt. Es ſind dies die Stellung zum Frei-
maurerorden und zur ſyndikaliſtiſchen Taktik.

Ehe wir darauf eingehen, wollen wir über die anderen
Dinge berichten, die den Kongreß beſchäftigten. Von 84 Föde-
rationen waren 80 durch 200 Delegierte vertreten, die im Be-
ſitz von 2575 Mandaten auf je 25 Mitglieder entfällt ein
Mandat waren. Jn der Diskuſſion über den Rechenſchafts-
bericht wurde vielfach auf die Stagnation der Partei hin-
gewieſen, auch Vorſchläge zur Abhilfe gemacht, ohne daß es
dabei jedoch zu beſtimmten Beſchlüſſen kam. Lebhafter wurde
es bei der Diskuſſion über den Parlamentsbericht. Es kam
dabei zu zwei ſcharfen Kontroverſen zwiſchen Guesde und
ſeinen Freunden und dem jaursſiſtiſchen Flügel. Die
erſte Frage war die Antialkoholfrage.

Vor kurzem war der Kammer vom Senat eine Geſetzesvor-
lage zurückgekommen, die die Konzeſſionierung des Schank-
gewerbes bezw. die Einſchränkung der Alkohol verkaufenden
Gaſthäuſer uſw. bezweckte. 61 von 74 unſerer Abgeordneten
ſtimmten für die Rückverweiſung an eine Kommiſſion, was
einer Beerdigung gleichgeachtet wurde, die übrigen ſtimmten
für ſofortige Diskuſſion. Dagegen proteſtierte ein großer Teil
unſerer Genoſſen. Unſere Genoſſen wurden angeklagt, für die
Rückverweiſung geſtimmt zu haben, um nicht die zahlreichen
Budiker vor den Kopf zu ſtoßen. Guesde erwiderte darauf,
daß die unmittelbare Wirkung der Vorlage die Erhöhung des
Wertes der Schankſtuben geweſen wäre, da die augenblicklichen
Beſitzer davon nicht betroffen worden wären. Es wäre die
Schaffung eines Privilegiums vor allem auf Koſten der gemaß-
regelten Arbeiter geweſen, die nicht mehr als Schankwirte
einen Unterſchlupf hätten finden können. Jm übrigen wurde
unter Hinweis auf Rußland beſtritten, daß die Konzeſſionie-
rung des Schankgewerbes den Alkoholismus beſchränke. Man
beantrage die Unterſagung des Verkaufs von Schnaps
und wir werden alle dafür ſtimmen.“

Die zweite Frage, die allerdings nur geſtreift wurde und
auf dem nächſten Kongreß wieder zur Diskuſſion kommen wird,
war die der Verſtaatlichung der Bergwerke. Der Kongreß war
in Gegner wie in Befürworter der Verſtaatlichung geſpalten.
Wir werden gelegentlich darauf zurückkommen.

Die Stellung zum Freimaurerorden iſt unſern deutſchen Ge
noſſen glücklicherweiſe frempb. Jn Frankreich beſchäftigt ſich
dieſe aus dem Mittelalter ſtammende Geheimorganiſation
ehemals die zünftleriſche Organiſation der Kirchenbauer uſw.

vornehmlich mit philoſophiſchen und ſozialen Problemen,
beſonders mit dem Antiklerikalismus und iſt durch eine Art
philantropiſche Bruderliebe verbunden. Sie hat vornehmlich
klein bürgerlichen Charakter, iſt eine Art Antikirche und dient
den Strebern des Beamtentums und der Politik zum Sprung-
brett. Bei der früheren Zerriſſenheit und der altuellen
Schwäche der Partei iſt es nicht ſelten, daß viele unſerer Ge-
noſſen, beſonders aus dem kleinbürgerlichen Milieu, ehe ſie
Sozialiſten werden, Antiklerikale ſind, zu den Freimaurern
gehen und dort durch das Studium der ſozialen und politiſchen
Fragen Sozialiſten werden. Man kann deshalb begreifen, daß
ſie überzeugt ſind, ihre Tätigkeit in den Freimavprerlogen ſei
im Jntereſſe der Partei gelegen und daß ſie ihm eine große
Anhänglichkeit bewahren. Hauptſächlich aus dieſen Gründen
ſtellte es der Kongreß mit Zweidrittelmehrheit den Frei-
maurern frei, auch weiter in den Logen zu verbleiben.

Die wichtigſte Frage war die Stellung zur ſyndikaliſtiſchen
Taktik. Wie erinnerlich, hatten die Abgeordneten Compère-
Morel und Ghesquière in der Kammer mit großer Entſchieden-
heit gegen die Sabotage, die direkte Aktion uſw. Stellung ge-
nommen, worüber ſich im ſhyndikaliſtiſchen Lager und auch in
Parteikreiſen ein großes Geſchrei erhob. Bisher hat die Partei-
mehrheit es noch nicht gewagt, offen gegen den Anarchoſyn-
dikalismus Stellung zu nehmen. Nach einer langen und leiden-
ſchaftlichen Diskuſſion nahm der Kongreß mit 2258 gegen 144
Stimmen und 180 Enthaltungen folgende Kompromiß-Reſo-
lution an:

„Der Kongreß erkennt an, daß die Genoſſen Ghesquière und
CompèreMorel be ihrer Jntervention in der Kammer keine
andere Abſicht hatten, als den Jntereſſen der Arbeiterklaſſe zu
dienen und daß es ihnen durchaus nützlich erſcheinen konnte,
die Aufmerkſamkeit der Arbeiter auf die Gefahren einer Pro-
paganda des Antiparlamentarismus und der ſpyſtematiſchen
Gewalttätigkeit hinzulenken. Er erinnert an die auf den
nationalen Kongreſſen von Limoges, Nanch und Toulouſe und
auf dem internationalen Kongreß von Stuttgart gefaßten Be
ſchlüſſe über die gewerkſchaftliche und politiſche Aktion der Ar-
beiterklaſſe und fordert alle Arbeiter auf, ſich von ihnen für
das notwendige Werk der Annäherung inſpirieren zu laſſen.“

Dieſe Reſolution iſt ein entſchiedener Schritt nach vorwärts;
gegen die verheerenden Tendenzen des Anarchismus in den
Gewerkſchaften bleibt abzuwarten, wie die Shyndikaliſten in
der Konföderation ſich dazu ſtellen werden und ob die Partei
auf dem einmal beſchrittenen Wege fortſchreiten wird.

Die übrigen Fragen mußten teils der Parteileitung über-
wieſen, teils auf den nächſten Kongreß vertagt werden, der ſich
mit der geſamten Gegenwartsarbeit der Partei beſchäftigen
ſoll.

Geiwverkschaftliches.
Der Kampf der engliſchen Bergarbeiter.

Die Verhandlungen zwiſchen der Regierung und den Ver-
tretern der Kohlenbeſitzer und der Bergarbeiter führten, wie
vorauszuſehen war, zu keinem greifbaren Ergebnis. Die
Kohlenbeſitzer ernannten zwar ein Komitee, das mit der Re-
gierung verhandeln ſoll, aber ein ähnliches Komitee der Berg-
arbeiter kam nicht zuſtande. Der engere Ausſchuß der Berg-
arbeiterföderation, der aus dem Präſidenten Edwards, dem
Vizepräſidenten Smillie, dem Schatzmeiſter Abraham und dem
Sekretär Aſhton beſteht, erklärte der Regierung, daß es nicht
in ſeiner Macht liege, ein Komitee einzuſetzen; darüber müſſe
die Genexalkonferenz der Bergarbeiter ent-
ſcheiden, die nächſten Dienstag zuſammentrete. Er wolle aber
der Generalkonferenz den Vorſchlag mitteilen. Die Regierung
gab dann den Bergarbeitern zu verſtehen, daß ſie bereit ſei,
nächſten Dienstag die ganze Generalkonferenz oder ein Komitee
derſelben zu empfangen.

Die Regierung verſucht offenbar, die Bergarbeiter über den
Löffel zu barbieren wie die Eiſenbahner vor einigen Monaten.
Es wird ihr jedoch ſchwerlich gelingen. Die britiſchen Berg-
arbeiter ſind alte Strategen im wirtſchaftlichen Kampf und
laſſen ſich kein X für ein U vormachen. Wenn es die Regierung
ehrlich meint, ſo kann ihr Eingreifen nur Erfolg haben, wenn
ſie es fertigt bringt, die Unternehmer zum Nachgeben zu be
wegen. Die Situation iſt ſonnenklar: die Bergarbeiter haben
ſich zum Kampfe entſchloſſen, um den individuellen Minimallohn
zu erringen. Ein Zurückweichen kann es ohne die Zuſtim-
mungder Maſſen nicht geben. Die Minimallohnbewegung
iſt keine von den Führern eingeleitete Bewegung, ſondern eine
Maſſen bewegung. Das erſcheint der kapitaliſtiſchen
Preſſe, die jetzt die Führer der Bergarbeiter täglich ver-
unglimpft, unglaublich zu ſein. Jn Wirklichkeit werden viele
Führer der Bergarbeiterführer, namentlich die älteren, von der
Maſſe nun geſchoben. Bergarbeiterföderation Groß-
britanniens iſt eine der demokratiſchſten Organiſationen
der Welt. Jn allem, was ſie unternimmt, wird ſie von dem
Druck der großen Mehrheit der Mitglieder geleitet. Zwar dauert
es lange, ehe die Maſchinerie dieſes gewaltigen gewerkſchaft-
lichen Gebildes in Bewegung gebracht werden kann; iſt ſie aber
einmal im Gange, ſo läßt ſie ſich ebenſo ſchwierig zum Still
ſtand bringen. Nun iſt die Bewegung im Gange und das Ge-
rede der bürgerlichen Preſſe von einer Vermeidung oder eines
Aufſchubs des Generalſtreiks infolge der Einmiſchung der Re-
gierung iſt nichts als das inbrünſtige Gebet der Profitmacher,
die ſchon ihre Profite für dieſes Jahr davonſchwimmen ſehen.
Die Einmiſchung der Regierung wird wahrſcheinlich ein ganz
anderes Ergebnis haben, als die bürgerliche Preſſe vermutet.
Seit der Einmiſchung der Regierung beim Eiſenbahnerſtreik iſt
die britiſche Arbeiterſchaft in bezug auf das „Wohlwollen“ und
die „Unparteilichkeit“ der Regierung, ſehr ſkeptiſch geworden,
und es kann leicht vorkommen, daß ein Gewerkſchaftsführer, der
die Vermittlung der Regierung befürwortet, von den Mit-
gliedern einer Organiſation des Arbeiterverrats ange-
klagt wird. Das erklärt auch die Haltung des engeren Föde-
rationsverbandes in den Verhandlungen mit dem Premier-
miniſter, Schatzkanzler, Handelsminiſter und dem Miniſter des
Aeußeren. Die Regierung erntet nur, was ſie vor einigen
Monaten geſät.

Der Streik iſt jetzt unvermeidlich. Nur die Zuſicherung der
Zechenbarone, daß ſie mit der Föderation auf Grundlage der
Anerkennung des Minimallohnes verhandeln wollen,
könnte die Situation verändern.

e
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Solidaritätserklärung der engliſchen Transportarbeiter. r n e ren 600 Mk. Zinſen vom Gu irk 1040Der engliſche Transportarbeiterverband faßte am Freueg r. 82 nzt en e t
folgenden Beſchluß: Der Sretntwansſgu wird beauftragt Not aus r e der m mr eſich mit der Bergarbeiterfäderation in ndung zu ſetzen, Qusgaben do so M eraraturht Gemeindegebäude 500 Mt.
um dieſer jede als notwendig erachtete Hilfe zu geben.“ Dieſer Spritzenkoſten d00 Mk. Fenerverſichekin 75 Bir Straßen
Beſchluß wird von dem Sekretär ſo ausgelegt, daß der Trans- vih 4000 Mk., ebaukoſten 15 Mk., Armenkoſten
portarbeiterverband nicht nur den Transport inländiſcher oder 8000 Poligei 1000 E. gemeine Ausgaben 32 456 Mk. Es

ausländiſcher Kohle verhindern, ſondern auch unter Umſtänden
einen Sympathieſtreik anordnen wird.

Die ſchutebedürftigen Arbeitswilligen.
Der Streik der Mühlenarbeiter bei der Firma Hilde-

brandt in Magdeburg-Buckau im November und
Dezember vorigen Jahres hat mehreren Streikenden Anklagen
wegen Bedrohung und Beläſtigung Arbeitswilliger ein-
gebracht. Gegen ſechs Angeklagte ſchwebt ſogar ein Verfahren
wegen Landfriedensbruchs.

Am Freitag ſtanden drei Angeklagte vor dem Landgericht
Magdeburg, das ſie als Berufungsinſtanz gegen Urteile des
Schöffengerichts Buckau angerufen hatten. Das Gericht beließ
es in zwei Fällen bei den Strafen von zwei Monaten und einem
Monat Gefängnis und ſetzte im dritten Falle die Strafe von
vier auf zwei Wochen Gefängnis herab. Die Anklage vertrat
in allen Fällen der Staatsanwalt Feiſenberger. Er verlangte
jedesmal die Verwerfung der Berufung und begründete das im
erſten zur Verhandlung ſtehenden Falle u. a. damit, daß er
ſagte, es handele ſich nicht nur um die Beſtrafung des Ange-
klagten, ſondern auch darum, zum Ausdruck zu bringen, daß ſich
die Staatsbehörden den Schutz der Arbeitswilligen angelegen
ſein laſſen. Die Strafe müſſe abſchreckend wirken; es ſeien
während des Streiks ſo ſchwere Ausſchreitungen vorgekommen,
daß jeder, der darin verwickelt ſei, ſchwerer verurteilt werden
müſſe.

Jn zwei Fällen ſtand und fiel die Anklage mit den Ausſagen
eines der „beläſtigten“ Streikbrecher, namens Otto Richter. Jn
der einen Sache hatte er in der Vorinſtanz nur als „mög-
lich“ bezeichnet, daß der betreffende Angeklagte der Bedroher
geweſen ſei, während er es in der zweiten Jnſtanz mit Gewiß-
heit behauptete. Als Erklärung für dieſen Wechſel in ſeiner
Ausſage gab er an, „den Genoſſen ſei ja jeder Zweck heilig“ und
darum habe er befürchtet, wegen Meineides angezeigt zu wer
den, wenn andere Zeugen womöglich etwas anderes als er eid-
lich bekunden würden. (1) Erſt auf Zureden des Rechtsanwalts
Piſtorius (Syndikus der Gelben) habe er ſich geſagt: nun gut,
dann willſt du mal energiſch auftreten und die reine Wahrheit
ſagen. Mit Recht wies der Verteidiger, Rechtsanwalt Dr.
Hammerſchlag, darauf hin, daß der Zeuge demnach in ſeiner
erſten Ausſage wiſſentlich die Unwahrheit geſagt habe. Das
Gericht erkannte das aber nicht an, ſondern ſprach dem Zeugen,
der erklärte, ſein Wiſſen über die Genoſſen als Vorſitzender
eines nationalen Arbeitervereins geſammelt zu haben, volle
Glaubwürdigkeit zu. Die Begründung der Urteile ging immer
dahin, daß ſtreng darauf gehalten werden müſſe, daß die Ar-
beitswilligen „geſchützt“ würden.

Aus der Provinz.
Steuerzahlung und Gemeindewahlrecht.

Um in einer Landgemeinde wahlberechtigt zu ſein, iſt es
außer den üblichen Vorausſetzungen auch notwendig, daß man
zur Staatseinkommenſteuer veranlagt iſt oder zu
den Gemeindeabgaben nach einem Jahreseinkommen
von mehr als 660 Mark herangezogen wird. Geiſtliche
Beamte und Lehrer, die bekanntlich auf Grund eines
Sonderrechtes von den Gemeindeabgaben zum Teil befreit ſind,
können ſich alſo trotzdem an den Gemeinderatswahlen beteili-
gen. Wählbar ſind ſie hingegen nicht, da ſie infolge ihrer
Stellung an den Beſchlüſſen der Gemeinde beſonders inter
eſſiert, im gewiſſen Teile ſogar voreingenommen und befangen
ſind. Es iſt zweifellos eine Ungerechtigkeit, daß Geiſt-
liche, Beamte und Lehrer zu den Gemeindeabgaben nicht voll
herangezogen werden. Sie benützen in demſelben Maße die
Einrichtungen der Gemeinde wie jeder andere Einwohner und
müßten demzufolge auch zur Deckung der Ausgaben mit ihrem
Geſamteinkommen herangezogen werden. Heute ſind die Be
amten, die vor dem 1. April 1900 in den Dienſt treten, nur ver
pflichtet, die Hälfte des Dienſteinkommens zu ver-
ſteuern. Sämtliche Gemeindeabgaben dürfen höchſtens 2 Pro-
zent des geſamten Dienſteinkommens nicht überſteigen. Die
Sozialdemokratie fordert Beſeitigung dieſes Privilegs,
das auch die nach dem 1. April 1909 in den Dienſt getretenen
Beamten inſofern bevorzugt, als dieſe nur verpflichtet ſind, ihr
Einkommen zu verſteuern, wenn nicht mehr als 125 Prozent
Zuſchläge erhoben werden. Genauer ausgedrückt: die nach dem
1. April 1909 in den Dienſt getretenen Beamten brauchen im
Höchſtfalle nur 125 Prozent Steuerzuſchlag zu entrichten.

Da nach dem neuen Kommunalabgabengeſetz Steuerpflichtige
mit einem Jahreseinkommen von unter 900 Mark von den Ge
meindeabgaben befreit oder mit einem geringeren
Prozentſatz herangezogen werden können, dürfen ſie ſich,
ſofern in irgendwelchen Gemeinden dieſe Beſtimmungen durch
geführt ſind, trotzdem an den Wahlen beteiligen. Es kann
ferner auch derjenige ſein Wahlrecht nicht verlieren, der auf

Grund des Kinderpribilegs von den Gemeindeabgaben
befreit iſt. Sobald er ein Jahreseinkommen von mehr als
660 Mk. hat, welches in der Gemeinde nach den jeweils üblichen
Grundſätzen veranlagt wird, iſt er wahlberechtigt, auch wenn
durch eine beſtimmte Kinderzahl ſein Einkommen um
einige Stufen zurückgeſetzt und unter die ſteuerpflichtige Min-
deſtgrenze gekommen iſt. Dieſe Beſtimmung mögen unſere
Genoſſen ganz beſonders beachten. Auch iſt im Auge zu be-
halten, daß Veteranen ihr Wahlrecht nicht verlieren, wenn ſie
von der Gemeinde Zuſchüſſe bekommen oder durch Beſchluß
der Gemeindevertretung von den Gemeindeabgaben befreit
worden ſind. Die Unterſtützung, die ihnen in ſolchen Fällen ge-
währt wird, iſt eine freiwillige, ſie kann nicht als
Armenunterſtützung gelten und daher auch nicht den
Verluſt des Wahlrechtes nach ſich ziehen. Zu bemerken iſt noch,
daß Steuerzahlungen und Grundbeſitz der Ehefrau oder der in
väterlicher Gewalt befindlichen Kinder dem Ehemanne reſpek-
tive dem Bater angerechnet werden.

Helbra. Jn der letzten Gemeindevertreter-Sitzung
wurde der von der Budgetkommiſſion aufgeſtellte Voranſchlag
für 1912, der in Einnahme und Ausgabe mit 151 110 Mk. ab
ſehließt, genehmigt. Nach dem Voranſchlag ſollen die Ein
nahmen betragen: Beſtand aus vorjähriger Rechnung inkl.reſervierter Selder für nicht ausgeſuete Wegebauten 50 000

Mark, Atderpacht der Gemeindegrundſtücke 1680 Mk., aus
ſtehende Reſte 50 Mk. Marktſtandsgeld 150 Mk., Kommunal
einnahmen aus der Einkommen-, Grund-, Gebäude- und Ge-
werbeſteuer bei 190 Prozent Zuſchlag 78 102,50 Mk. Die in
direkten Steuern bringen: Gewerbeſteuer von Betrieben,
welche der Gewerbeſteuerordnung unterliegen, 10 000 Mk., Betriebsſteuer bei 45 regent Zuſchlag 200 t Grundſteuer 1000

Mark, Bierſteuer 3700 Mk., Luſtbarkeitsſteuer 1800 Mk., Um
ſatzſteuer 1550 Mk., Einkaufsgelder 15 Mk., Erbbegräbniſſe ſo-
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werden 190 Prozent zur kommen, Grund und
Gebäudeſteuer erhoben. Die Ergänzungswahl zur Ge
meindevertretung ſoll am 11. März für die dritte Ab
teilung und am 12. März für die zweite und erſte Abteilung

Außerdem wurden noch einige unweſentliche
unkte erledigt.

Eisleben. Das kleine S MansfelderBergbote, iſt in ſeiner letzten Nummer glückl ſe ſchon bei
der erſten Fortſetzung ſeines urfidelen Kapitels: Wahlbetrachtungen,
angekommen. Jn unſerem Artikel, über die Wahl
betrachtungen des ſchrieben wir am t „Neugierig
ſind wir nux, ob das Grubenblättchen im nächſten Beſchönigungs
artikel auf die von uns V x ſkandalöſen Wahlbeein-
fluſſungen eingehen oder ob es ſeiner alten Gewohnheit gemäß
auch hierbei ſich um die Wahrheit mdrücken wird. Was wir
vorausſagten, iſt eingetreten. Das Blättchen leidet immer noch an
ſeiner alten Gewohnheit: davon berichtet es nichts, wohl aber ver
ſucht es der Artikelſchreiber, ſich zum Redakteur eines billigen
Witzblattes auszubilden. In den rein landwirtſchaftlichen Gegen
den beider Kreiſe hätten die nationalen Parteien am günſtigſten
abgeſchnitten, während eine ungünſtige Beeinflufſſung in Orten mit
Bergbau oder Steinbrüchen zu verzeichnen ſei,“ ſchreibt der gute
Mann. Wir ſagen umgekehrt iſt es richtig! Jn den induſtriell
entwickelten Orten reichte die Macht der Junker nicht ſo weit, um
die Wähler einzuſchüchtern, weil es da meiſtenteils eine derbe
Abfuhr gab. Aber in den rein landwirtſchaftlichen Orten ſind
ungünſtige vorgekommen, wie wir bereits verſchiedentlich hervorgehoben haben. Dann ſtellt er die Regel auf:
„Je näher an Halle, deſto mehr Rote.“ Die Nachbarſchaft
Aſcherslebens und Sangerhauſens ſoll auch ungünſtig beeinflußt
haben. Dieſe Regel iſt auch ſo eine alte Gewohnheit, indem man
immer angibt, durch die Halleſchen Agitatoren werden die kaiſev-
treuen Knappen verführt. Dieſer Vogel Strauß Pol iker hat
immer noch nichts davon gemerkt, daß in Mangfeld ſelbſt ein
roter Rieſe gewachſen iſt, der über dieſe Bergbotenſchreibereien

recht herzlich lacht. 2„Auf Befehl der Parteioberen haben die Genoſſen der Nachbarſtädte,
trotz Schnee und Kälte, fronen und werben müſſen. Jedenfalls
wird nachträglich die Sterbeziffer der drei Sozialdemokraten-
Hochburgen beweiſen, wie verderblich die Rad und FußWerbe-
reiſen den Geſundheitszuſtand der Genoſſen beeinflußt haben.“
So von Mitgefühl für ſeine Gegner hingeriſſen, läßt der Mann
ſeine Feder arbeiten. Geſchworen ſoll er haben, dahin zu wirken,
daß Arendt, dem Mannsfeld „ſo viel zu verdanken“ hat, dahin
wirkt, Wahlen nur im Sommer vorzunehmen. Jm, übrigen:
wenn der Bergbotenmann ſo um den Geſundheitszuſtand der
Genoſſen beſorgt iſt, müſſen wir ihm ſagen, daß er ein Raben-
vater iſt, denn ſeiner lieben reichstreuen Kinder nimmt er ſich in
dieſer Weiſe nicht an. Er ſoll doch mal in die Gruben ſteigen,
da wird er finden, wie ſich dieſe tagtäglich in ſtändiger Lebens
gefahr befinden, die viel ſchlimmer iſt, als ein auf der Agitations-
tour geholter Schnupfen. Hier einzugreifen und beſſere Schutz
maßregeln zu fordern, wäre für ihn ein dankbares Gebiet.

Dann läßt er ſeinen Blick in den „Wetterwinkel von Mans
feld (Hettſtedt. D. Red.) ſchweifen, um dann freudigſt feſtzuſtellen, daß für uns hier der Erfolg ausgeblieben ſei. So, wenn

wir nicht über die Naßenſpitze ſpucken könnten, wie andere Leute,
dann könnte von einer Enttäuſchung die Rede ſein. Wir wußten
doch, daß über 2000 brave Bergleute hauptſächlich aus dem
„Wetterwinkel“ den Staub von den en ſchüttelten, teils ge

teils freiwillig. Wäre das nicht der Fall, ſo würde Herr
rendt jetzt nicht mehr den Volksvertreter markieren können.

nun könnte der
ger Ahlsdörfer und Wolferöder Wähler beſchweren. Die
Wähler dieſer Orte begreifen eben, daß ein Bahnhof nicht ihret-
wen angelegt wird und daß ſtaatliche Beihilfen zu Schullaſtennicht den ſchönen Augen des Herrn Arendt zuliebe erfolgen.

Kelbra. Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung
wurde auf Antrag der Geſundheitskommiſſion verhandelt über die
Koſtenübernahme der Desinfektionen in Tuberkuloſefällen auf die
Kämmereikaſſe. Genoſſe Schröter ſtellte einen Zuſatzantrag, in
allen Krankheitsfällen, wo Desinfektion nötig ſei, die Koſten zu
übernehmen. Auf Erklärung des Magiſtrats, dieſe Sache einer
Prüfung zu unterziehen event. dahingehende Vorlage einzubringen,
wurde der Zuſatzantrag zurückgezogen. Der Magiſtratsantrag
wurde angenommen. Zum Punkt: Deckung der über die Anleihe
zum 1 47 hinausgehenden Koſten wurde der Magiſtrats
antrag, Mk. dem Rathausdarlehen zuzuſchreiben, genehmigt.
Die Reſtſumme ſoll aus laufenden Mitteln n werden. Die
umgearbeitete Sparkaſſenſatzung wurde ebenfalls genehmigt.
Hierauf gab Bürgermeiſter Liebing den Jahresbericht. Derſelbe
zeigte ein vorteilhafteres Bild W die früheren unwirtſchaft
lichen Jahre. Eine bedenkliche Erſcheinung iſt jedoch vorhanden,
die von Jahr zu Jahr zu beobachtende ſtete Abnahme der Ein
wohnerzahl und der Geburten. Die Beratung des Etats für
1912 und Feſtſtellung desſelben, wurde ebenfalls glatt erledigt.
Der Kämmereietat balanzierte in Einnahme mit 71 500 Mk., Zu
ſchläge zur Einkommen und Realſteuern werden 150/0 erhobenſchuß ich der Kreisſteuern und 440 Zuſchlag zur Betriebs
ſteuer. Der Schuletat ſtellt ſich auf 23 900 Mark. Außer Feſt
ſtellung einiger Mängel wurde ſeitens unſerer Genoſſen beantragt,
einen Poſten von 100 Mk. (für beſondere Feſtlichkeiten) zu ſtreichen.
Die Arbeiterſchaft hat weder Luſt noch Zeit, ſich als Gaſtgeber
S dem Verband deutſcher Studenten zu betätigen. Dieſen

ntrag brachten die bürgerlichen Stadtväter zu Fall.
Eilenburg. Großfeuer brach in der Nacht zum Freitag im

Erwinghof aus, das bis in den frühen e währte. Das
re gepde brannte bis auf die Umfaſſungsmauern voll-
tändig nieder. Faſt alle dort lagernden Modelle ſind vernichtet.

Wie das Feuer entſtanden iſt, konnte noch nicht aufgeklärt werden.
Wittenberg. Einen großen Erfolg brachte uns die am

22. Februar abgehaltene Frauenverſammlung. Die
Proletarierfrauen waren ſo zahlreich erſchienen, daß das für
die Verſammlung vorgeſehene untere Vereinszimmer beim Ge-noſſen Freudenberg nicht ausreichte, die Berſamnilung wurde

deshalb in den Saal verlegt und hier lauſchten ſie in geſpann-
ter Aufmerkſamkeit den zündenden Worten der Genoſſin
Rühle-Halle, die über das Thema: Die Frau im Kampf um
Freiheit und Recht referierte. Jn anſchaulicher Weiſe verſtand
es die Rednerin, den Frauen und Mädchen die Forderungen
der Sozialdemokratie vor Augen zu führen. Die nngunſage
Stellung der Frau im kapitaliſtiſchen Staate wurde treffend
charakteriſiert und zeigte es ſich am Schluſſe des Referates durch
den toſenden Beifall, daß unſere Genoſſin den richtigen Ton
getroffen hatte, um äuch die Frauen zu Kämpferinnen für den
Sozialismus anzuwerben. Der Aufforderung, der Partei als
Mitglied beizutreten, leiſteten 26 Frauen Folge. Ein Antrag,
alle 14 Tage Mittwochs einen Frauen-Leſe- und Diskuſſions-
abend abzuhalten, wurde angenommen. Beſucht war die Ver-
ſammlung von 130 Frauen und 10 Männern. Nicht unerwähnt
wollen wir laſſen, daß unſere Genoſſinnen das Flugblatt zur
Verſammlung trotz ſcheußlichſten Wetters tapfer ausgetragen
haben. Bravo! Nur ſo weiter vorwärts! Der nächſte Leſe-
abend findet am Mittwoch, den 6. März, bei Freudenberg ſtatt.
Alle Genoſſinnen und Genoſſen müſſen erſcheinen

Die miſerablen Zuſtände in den neuen Stadt
teilen unſerer Stadt, hauptſächlich im Lindenfeldviertel, drohen
ſich zu einer öffentlichen Kalamität auszuwachſen. Bei der ſeitWochen herrſchenden naſſen Witterung nd die ungepflaſterten

Wege mit Schlamm bedeckt, der ein Paſſieren der S S nur
mit Mühe geſtatit. Hier und da ſind beſonders gepflaſterte
Straßenübergänge, die das Paſſieren weſentlich erleichterr
wierden, wenn de merftenterls mit derfelben Schlammſchicht be
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Berabete aſidhe dheer er de net mit der Führung des Lotalkampfes ernſt meint.
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tan, ſo daß betroffene HeubnerAh Menſch und Vieh nicht zu betreten war;
ten die e, und was auf der einen

te vom Weg übrig blieb, wurde durch einen Bauzaun mit
Beſchlag belegt. Jetzt endlich nachdem die Oeffentlichkeit ſich
der Sache bemächtigte und die letzte Stadtverordnetenverſamm
lung ein gewichtiges Wörtchen dazu redete iſt die Stadtver
waltung daran ge u und hat auf einer Seite einen Iuf.w hekrichten laſſen r es ttet, die Str
u begehen. Dieſe minimalſte Hilfe hätte man den ar

längſt angedeihen en n. Aber auch eine Reihe
anderer J bedarf dringend der Verbeſſerung, ſo daß ſichunſere ſtä iſſen Körperſchaften endlich einmal herbeilaſſen
ſollten, um dem immer heftiger werdenden Drängen der Bürgernach beſſeren Wegeverhallnfſſen entgegenzukommen.

Stadtverordneten Sitzung. Jn der lurzen
dreiviertelſtündigen r fordert zunächſt Stadtv. Eſſe-

ubeljahre einmal ent
e die et Kanaliſation

tat

bier eine Beſſerung der Fußwege in der Heubnerſtraße, wor
über ſchon berichtet wurde. Siadtbaurat Deutſchmann
ſagt baldige Aenderung zu. Außerdem erklärt Stadtv. Fiſcher
namens der Kommiſſion, daß die Straßen ſoviel als möglich
in Ordn i gehalten werden ſollen. Es wird wirklich die höchſte
Zeit; doch bleibt immerhin abzuwarten, ob es der Kommiſſion
gelingt, eine durchgreifende Beſſerung zu erzielen Das Ver
zeichnis der An und Abmeldungen pro Januar weiſt einen
Ueberſchuß von 145 Perſonen auf. Wegen Ablaufs der Amts
J 7 des Stadtrats Elfe findet eine Neuwahl ſtatt, wobei
er Genannte mit 23 von 24 ter Stimmen wiederge-

wählt wird. Der Kämmereikaſſen- Etat pro 1912
t von der Finanzkommiſſion vorgelegt und ſoll mit 750 000

ark in Einnahme und Ausgabe eſtellt werden. Die
Steuerſätze bleiben in der bisherigen Höhe beſtehen. Es werden
erhoben Kommunalſteuern 180 Prozent, Realſteuern 200 Pro-
zent. Aus der Diskuſſion iſt ferner erſichtlich, daß als Stel la
vertreter des Gewerbegerichts- Vorſitzenden
Rechtsanwalt Dr. Enger fungiert, dem eine Pauſchale von
50 Mk. und bei urer 20 Mk. zugebilligt werden. Die Ver-
ſammlung genehmigt den Etat in der vorgeſchlagenen Höhe.
Es werden ſodann einige Nachbewilligungen gefordert.
So iſt im Krebshornheger, der ſeiner ſchlechten Weiden wegen
als Wieſenplan h wird, wofür 800 Mk. bereits be
willigt waren, eine Nachtragsforderung von 150 Mk. nötig, die
zur Herſtellung von Uebergängen uſw. gebraucht wird. Zur
Unterhaltung der Dresdenerſtraße werden 273,15 Mk. nach-
bewilligt. Für die Unterhaltung des Rathauſes reichen die
ausgeworfenen Mittel ebenfalls nicht; hier werden 400 Mk.
nachgefordert. Die Kommiſſion empfiehlt, nur 300 Mk. in
Rechnung zu ſtellen, und zwar im Hinblick auf den nahenden
Umbau im Rathauſe, wobei auch das Aeußere unſeres altehr
würdigen Rathauſes wieder einmal renoviert werden wird.
Stadtv. Graf moniert den ſchlechten r der Polizei-
ſergeantenſtube und wünſcht, daß ſie ein beſſeres Ausſehen be
komme. Es werden ſodann die geforderten 400 Mk. bewilligt.

Für den ſeit langem erkrankten Lehrer Karl d muß
eine Vertretung geſtellt werden, und wird deshalb beſchloſſen,
hiermit eine Lehrerin zu betrauen. Mit den Vertretungskoſten
in Höhe von 800 Mk. iſt die Verſammlung einverſtanden.
n der hierauf folgenden geheimen Sitzung wird ein
tipendium von 27,85 Mk. an eine Bürgerstochter verliehen, die
ſich verheiraten will.

Einen dieſer Tage derSchuhmacher H. von hier. Er legte ſich zuerſt vor den Zug der
KleinwittenbergStraacher Kleinbahn. Nachdem er mit knapper
Not gerettet, verſuchte er ſich im Hafen zu ertränken, woran er
jedoch gehindert wurde. Vor Ausführung der Tat hatte ſich der
Mann gehörig Mut getrunken. Was ihn veranlaßte, dem Leben
Valet ſagen zu wollen, iſt unbekannt.

Prettin. Vom Lokalkampf iſt folgendes Beider letzten Faſtnachtsfeier hat die Arbeierſcheft e z o

nahmsweiſe
atten alle drei Wirte von Hinterſee Tanzmuſik. Jm Gaſthof zumKeſſel ſoll es ſo voll geweſen ſo daß die Mu gen um i 9 ühr

ihre Tätigkeit einſtellten ſie ſollen angebli eingenommen
haben. W den anderen Sälen ſah es ebenfalls da auch
dort die bei e Delt durch Abweſenheit glänzte. es war die
erſte Probe, welche die Arbeiterſchaft beſtan ſo

eiter und der Sieg wird unſer fein. Jn Prettin wollten die
ndarbeiter ein Kränzchen veranſtalten, es wurde jedoch nicht

genehmigt. Welche Mächte hierbei im Spiele waren, wollen wir
dahingeſtellt ſein laſſen. Jedenfalls hat einer der Herren Gaſt
wirte gedacht, die Prettiner Arbeiter würden dann nach Hinterſee
oder Lichtenburg zum Faſtnachtsball gehen. Man hatte ſich getäuſcht. Wenn es die erren Gaſtwicte nicht für nötig halten,
den Arbeitern dasſelbe Recht einzuräumen, was andere genießen,
dann kann es eben nicht anders ſein. Darum ihr Arbeiter von
Hinterſee, Lichtenburg und Prettin, ſteht Mann für Mann feſt,
damit der bald unſer werde. Fonnab ans den 3. März, ver
anſtaltet der Arbeiter Radfahrer
ſarandorf ein Kränzchen. Dort ſteht uns ein Lokal zur Ver
ügung.

W Aus der Partei. Die letzte Mitglieder Verſammlung hätte angeſichts der ernſten Zeit ſowie ber wichtigen

Tagesordung beſſer beſucht ſein müſſen. Gen. König gab bekannt,
daß bei der Rechstagswahl die Stimmenzahl von auf 451
geſtiegen ſei, die Stimmen der Bürgerlichen von 363 auf 365.
Auch war aus der Stichwahl zu erſehen daß die Arbeiterſchaftauf ſich allein angewieſen iſt. Die 182 Wahler, welche für den
Mittelſtändler Meßler geſtimmt haben, ſchwenkten zum größten
Teil auf Ortmann über. Die Wahlbewegung war keine ſo rege
wie 1907. Sehr gpet zu ſtatten kam uns das Lokal in Naundorf.
Hier erhöhten ſich unſere Stimmen von 126 anf 138, die der
Gegner von 61 auf 63. Es ſind wohl Fortſchritte gemacht
worden, aber es muß noch ſehr gearbeitet werden, um die breiten
Volksmaſſen für unſere Sache zu gewinnen. Sodann wurden als
Kandidaten zur ne nie aufgeſtellt: dieGenoſſen Nichtitz, Eich und Globig. muß auch hier
tü t agitiert werden, um dieſen Genoſſen zum Siege zu
verhelfen.

Elſterwerda. Arbeiterlos. Am Mittwoch nachmittag erlitt ein Arbeiter im Lauchhammer en Grödi ca Blutſturz.

Nach kurzer Erholung ſchickte man ihn n auſe. Aber weit
gefehlt, wenn man annehmen würde, der Mann ſei per Wagen
nach ſeiner Stunden entfernt liegenden Wohnung nach Z7 enra Ohne jede mit der Mann, vom Blutver
uſt geſchwächt, zu Fuß ſeine uſung aufſuchen. Es war ein

entſchieden zu mißbilligendes Verhalten der Betriebsleitung.
Ein Roheitsakt hat ſich am Donnerstag in aller Frühe

hier zugetragen. Ein Reſtaurateur hat ſeine Frau mit Schlägen

ß r d t r J Ja aufuchen mußte. iſt ni as erſtemal, daß dieſer nun ſeineFrau in ſolcher Weſt mißhandelt hat. ß
Weißenfels. Schon wieder ein Unglückbeim Bahn-

hofsumbau. Am Sonnabend vormittag ſtürzte infolge
Nachgebens des Grdreiches eine Kipplore eine ſechs Meter hohe
Böſchung hinab und riß die beiden Arbeiter Schmidt und
Peix mit ſich, beide unter ſich z Schmidt wurde der
Bruſtkorb eingedrückt, während Peix eine ſchwere Verletzung
des Unterleibes davontrug. Beide wurden in hoffnungsloſem
Zuſtande nach dem Krankenhauſe gebracht. Die Arbeiler am
Bahnbau ſind über die wiederholten ſchweren Unfälle begreif-
licherweiſe ſehr aufgeregt.

Loburg. Der durchgebrannte Ordnungsmann.
Der Getreidehändler Juſt, der, wie berichtet, als Leiter der
land wirtſchaftlichen Geno ſenſchaftskaſſe große Betrügereien
verübt hat und dann geflüchtet iſt, hat, wie jetzt feſtſteht, die
Kaſſe um rund 603 000 Mark geſchädigt. Kaum 30 Prozent der
Forderungen dürften gedeckt werden. Nach Anſicht des Kon

e hat n nicht etwa, wie manzuerſt annahm, verſpekuliert, ſondern angeſamm iſeiner Flucht aufbewahrt. gef elt und pis zu.
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Halle a. S., den 26. Februar 1912.
Nehmt Arbeiterfrauen zur Armen und Waiſenpflege!
Zu einer Verwirkl dieſer dri n ſozialen Forde

rung iſt unſerer Stad ltung jetzt Gelegenheit gegeben, da
eine neue Armen und Waiſenordnung geſchaffen werden ſoll.
Die Armendirektion hat den von einem Unterausſchuß vorbe
ratenen Entwurf einer neuen Armen und Waiſenordnung mit
einigen Aenderungen angenommen. Die Zahl der Mitglieder
der Armendirektion, welche bisher 44 betrug, wird in Zukunft

nur 23 betragen. Sie wird ſich zuſammenſetzen aus drei
ſtratsmitgliedern, drei Stadtverordneten, zwölf von den Be
zirksvorſtehern vorzuſchlagenden, in der Armenpflege erfahrenen
Bürgern, zwei Frauen, einem Geiſtlichen, einem Rektor
und einem ſtädtiſchen Armen oder Kinderarzt. Die beiden
Frauen werden natürlich zwei Damen aus Wohltätigkeits-
vereinen der Beſitzenden ſein. Aber laſſen wir ſie ruhig in der
Armendirektion, wo ſie gegen 21 Herren ja doch bedeutungslos
ſind. Wichtiger iſt für die Praxis eine andere Einrichtung, von
der folgendes berichtet wird

Den Kommiſſionen können auf ihren Antrag Frauen
zur Unterſtützung des Bezirksvorſtehers und der Armen-
pfleger als Helferinnen zugeordnet werden. So lange
eine Kommiſſion von der Beſtellung von Helferinnen abſieht,
wird ihr eine beſoldete Armen- (Waiſen-) Pflegerin über
wieſen. Die Kommiſſionen haben ſich in allen Fällen, in
welchen die Mitwirkung einer Frau erwünſcht oder
zweckmäßig erſcheint, z. B. bei alleinſtehenden Frauen und
Kindern, bei kinderreichen Familien, bei Begutachtung von
Bekleidungsanträgen ſowie Anträgen auf Bewilligung von
Haus und Wochenpflege und Heilſtättenkuren der Kinder,
der Mitwirkung der Helferin oder Armenpflegerin zu be
dienen.

Wenn als ſolche Helferinnen wieder nur die Damen aus
den Wohltätigkeitsvereinen in Anſpruch genommen werden, ſo
iſt das aufs ſchärfſte zu verurteilen. Mit aller nur wünſchens
werten Deutlichkeit hat ja die Stadt jetzt ſelbſt gezeigt, daß
Arbeiterfrauen als Helferinnen nötig ſind. Denn, wer kann
am beſten mit armen alleinſtehenden Frauen und Kindern um-
gehen? Doch ſicher eine aufgeklärte Arbeiterfrau, die ſchon von
ſich aus die Leiden und die dringendſten Bedürfniſſe in Not ge
ratener Familien kennt. Wer kann am eheſten die Notwendig-
keit geſtellter Anträge für Bekleidung und Pflege beurteilen?
Eine aufgeklärte Arbeiterfrau, die an ihren eigenen Kindern
täglich ſieht, was nötig iſt, und wo die Pflege einſetzen muß.
Alſo, nehmt Arbeiterfrauen zur Armen- und Waiſenpflege.
Dieſe ſoziale Forderung iſt jetzt um ſo mehr berechtigt, als der
Magiſtrat den Stadtverordneten das Recht über die Beſtellung
der Armenpflegerinnen zu beſtimmen, abnehmen will. Es wird
vorgeſchlagen, von der Stadtverordnetenverſammlung nur die
Wahl der Begzirksvorſteher vornehmen, die Wahl der Armen-
pfleger und Helferinnen dagegen durch die Armen-
direktion vollziehen zu laſſen. Die ſtändige Prüfung der
Geſchäftsführung der Bezirksarmenpflege ſoll in Zukunft im
Auftrage des Vorſitzenden der Armendirektion auch den der
Direktion angehörenden Stadtverordneten und Bürgern über
tragen werden können. Von der Errichtung einer beſonderen
Waiſendeputation hat man zunächſt noch Abſtand genommen.

So wird alſo die direkte Beeinfluſſung der Armenpflege
durch die Stadtverordnetenver ſammlung aufgehoben. Wir
können dem nicht zuſtimmen. Wird aber dennoch auf der einen
Seite eine Rechtsbeſchränkung vorgenommen, ſo ſoll man ſich
andererſeits endlich auf die Erfüllung einer ſozialen
Pflicht beſinnen und die zur Armen- und Waiſenpflege
heranziehen, die wirklich etwas davon verſtehen: die Arbeiter
frauen.f Der Entwurf der neuen Armen und Waiſenordnung ſoll am

1. April d. J. in Kraft treten. Er wird der Stadtverordneten
verſammlung zur Beſchlußfaſſung unterbreitet werden. Da
heißt es vorher noch energiſch und deutlich, wo ſich die Möglich
keit dazu bietet, unſere Forderung zu betonen.

Ein Vorteil der ſtädtiſchen Regie.
Obwohl manche Stadtväter es immer noch nicht unterlaſſen

können, die ſtädtiſche Verwaltung der Straßenbahn als mit
Mängeln behaftet hinzuſtellen, zeigen ſich jetzt doch bereits
ſegensreiche Wirkungen der eigenen Regie. Die gute Entwick
iung des Betriebes veranlaßt die Stadt zu kleinen Verbeſſe
rungen des Tarifs, die einzuführen einer privaten Geſellſchaft
nie eingefallen wäre. In der Vorlage des Magiſtrats, die
heute von den Stadtverordneten beraten wird, heißt es:

Durch einen Beſchluß vom 10. April 1911 hat ſich die Stadt
verordneten Verſammlung mit zwei wichtigen Aenderungen
des Fahrgeldtarifs der ſtädtiſchen Straßenbahn, nämlich damit
einverſtanden erklärt, daß 1. die für 60 Fahrten zu 5,10 Mk.
ausgegebenen Abrißhefte die Beſchränkung auf eine beſtimmte
Perſon und auf eine beſtimmte Zeitdauer verlieren, und
2. die zu 0,50 Mk. für 10 Fahrten bisher begebenen Wochen
karten ohne Bindung an die laufende Woche, jedoch mit Aus
ſchluß der Sonn und Feiertage, allgemein in den Morgen
ſtunden bis 774 Uhr vormittags benutzt werden durften. Zu-
gleich war aber bei dem weitergehenden Antrag, die Hefte für
60 Fahrten durch ſolche für nur 24 Fahrten erſetzen zu kön
nen, der Vorbehalt gemacht worden, daß eine ſolche Aenderung
von der Zuſtimmung der Verſammlung abhängig zu machen
ſei. Der Vorbehalt gründete ſich im wejentlichen auf die Be
fürchtung, daß ein zu großes Entgegenkommen durch Abonne-
mentsermäßigungen die Rentabilität des Unter-nehmens g e rden könnte, und auf den Gedanken, daß
man vor Gewährung weiterer Vergünſtigungen mindeſtens
erſt den Srfolg der getroffenen Maßnahmen abwarten müſſe.
In dem ſeit dem vergangenen faſt einjährigen Zeitraum iſt
nun der Erfolg ein außerordentlich günſtiger ge
weſen. Denn durch die Fahrgeldeinnahmen des vorigen
Kalenderjahres iſt trotz der mannigfachen Betriebsſtörungen
durch Umbauten nicht nur der Verluſt von 15 000 Mk., den die
Einführung des einheitlichen Zehnpfennigtarifs verurſachte,
wettgemacht, ſondern außerdem auch noch eine M ehrein-
nahme von zirka 27000 Mark erzielt worden.
Unter dieſen Umſtänden hält der Magiſtrat es mit der
Straßenbahndeputation für gerechtfertigt, nicht nur auf den
früheren Gedanken, durch Verringerung der Zahl der Abriſſe
von 60 auf 24 die Verkäuflichkeit der betref enden Hefte zu
vermehren, zurückzukommen, ſondern auch für die 50 Pfennig-
Hefte weiteren Abſatz dadurch zu ſichern, daß ihre Verwendung
auch für Sonn und Feiertage und ſtatt nur bis 7
Uhr bis 8 Uhr vormittags geſtattet wird. Auch erſcheint es
weiter angezeigt, zur Vereinfachung des Geſchäftsverkehrs
nicht mehr für Kinder unter 10 Jahren beſondere Marken (15
Stück für 1 Mk.) auszugeben Kinder vielmehr während der
ganzen Fahrzeit für einen Abriß der letztgenannten 50 Pfen-
nighefte zu befördern. Hiernach beantragt der Magiſtrat Hefte,
die bei den Schaffner zu 0,50 Mk. mit 10 Abriſſen und zu 2,05
Mark mit 24 Abriſſen zu kaufen ſind, einzuführen.

Dieſe Verbeſſerungen bedürften
gängung, daß auch die Mittagsfahrten von und zur Arbeits
ſtelle mit dem billigen Hefte gemacht werden könnten, oder daß
wenigſtens den Frauen, die ihren Männern Eſſen zur Arbeits
ſtelle bringen, die Vergünſtigung der billigen Fahrt für 5 Pf.
gewährt würde. Wenn nun das Bourgeoisblatt, die Saale

überhaupt gegen jede Ausgeſtaltung der Fahrſchein-
hefte Stimmung zu machen verſucht, ſo beweiſt es damit ſeinen
antiſozialen ralter. Monatsabonnements, wie ſie die
Saalezeitung wünſcht, ſind nichts für Minderbemittelte, die
nur kleine Beträge im voraus ausgeben können.

Aufgehobene Sperre.
Die über das Baugeſchäft Bernh. Peters, Merſeburger

Straße, verhängte Sperre iſt wieder aufgehoben, da der Unter
nehmer ſeinen Zahlungsverpflichtungen jetzt nachgekommen iſt.

Deutſcher Bauarbeiterverband. Zweigverein Halle.

Warnung für Arbeitsloſe. Am Freitag abend erſchien in
unſerer Zeitung ein JInſerat folgenden Wortlautes: „Be
ſchäftigungs und arbeitsloſe Perſonen und die es längere Zeit
waren, ſofort melden Sonntag, 25. Februar, von 12 bis 2 Uhr
Martinſtraße 9, 1. Etage, „Stadt Magdeburg“. Man mußte
annehmen, daß den ſich meldenden Leuten irgend welche Ar-
beitsgelegenheit nachgewieſen werden ſollte. Das war aber
nicht der Fall. Vielmehr wurde an der bezeichneten Stelle von
einem Kaufmann aus Leipzig verſucht, die Erſchienenen zu der
Gründung einer ganz unzuverläſſigen Arbeitsloſenverſiche-
rung zu bereden. Auffällig war vor allem, daß die Leute drei
Mark Einſchreibegeld für die „Gründung“ zahlen,
aber nach dem Statutenvorſchlag erſt nach ſechs Monaten
Wartezeit Unterſtützungen erhalten ſollten. Ebenſo verworren
waren die Vorſchläge über die Beitragszahlung und die Unter
ſtützungsſätze. Der „Kaufmann“ wollte die Leute noch zu einer
Gründungsverſammlung erneut einladen. Ein zrirahter
Gewerkſchaftler unter den Arbeitsloſen nahm aber, bevor es
ans Unterſchreiben ging, das Wort und erklärte: „Genoſſen!
Wenn wir mehr Unterſtützung haben wollen, zahlen wir lieber
ein paar Groſchen Gewerkſchaftsbeiträgemehr. Auf das Kaupelgeſchäft hier laſſen wir uns nicht
ein e dieſen aufklärenden Worten ließen die Erſchie-
nenen, die ſich als Arbeitsſuchende genarrt fühlten, den Kauf-
mann allein ſitzen. Hoffentlich haben es alle ſpäter Gekom
menen auch ſo gemacht, was um ſo nötiger wäre, da der
Mann bei einem gewiſſen Unterſtützungsſatz verlangte, daß
jede nachgewieſene Arbeit angenommen wird, alſo auch Streik-
brecherdienſt.

Ausbau der Randſtraße an den Kröllwitzer Schluchten. Jn
dem Bebauungsplan von iſt für das Gelände
auf den Höhen zwiſchen der Kröllwitzer Straße und dem Birken
wäldchen am Rande entlang eine Straße vorgeſehen. Der an
dieſe Straße grenzende, nach der Saale zu gelegene Abhang iſt
u öffentlichen Anlagen beſtimmt worden. Nach langenzerhandlungen iſt nunniehr mit den Beſitzern des Geländes

ein Vertrag vereinbart worden, nach dem der Ausbanu dieſer
Randſtraße (Hoher Weg) geſichert wird. Der Allgemeinheit
wird hierdurch ein weiterer Promenadenweg und ein für die
Bebauung günſtiges Gelände erſchloſſen werden. Na dem
Vertrage haben die Beſitzer, Sanitätsrat Dr. Ulrichs und die
Erben des verſtorbenen Steuerinſpektors Cremer, das rund
16 100 Quadratmeter große, reich mit Bäumen beſtandene
Schluchtengelände, einſchließlich der bekannten Bergkuppe in
der Nähe der Bergſchenke, ſowie das in die Randſtraße ent
fallende Land in ganzer Straßenbreite der Stadtgemeinde un
r zu übereignen. Die Stadtgemeinde übernimmt dafür den Ausbau eines Teiles der Straßenſtrecken, während die
Koſten der anderen Strecken von den Eigentümern der an
dieſe Straßenſtrecken angrenzenden Grundſtücke aufzubringen
ind.Die Straßen ſollen vorläufig nur chauſſiert werden, die Her
tellung des vorgeſehenen Kleinpflaſters ſoll erſt nach ſtattge
undener Bebauung der angrenzenden Grundſtücke, alſo nach
ahren, erfolgen. Es ſind von den Stadtverordneten
eute nur die Mittel für Erdarbeiten, Kanal und Chauſſierung

in Höhe von 31 125 Mark zu bewilligen.

Einen Neberlandflug Leipzig Halle und zurück führte
gran nachmittag der Aviatiker ienziers mit einem

aſſagier auf einem Eindeckerapparat aus. Er fügte noch
einen Abſtecher nach Merſeburg an. Der ganze Flug dauerte
nur 39 Minuten und endete glatt auf dem Leipziger Garniſon
übungsplatz. Der Flugapparat, der die Geſtalt eines Vogels
hat, wurde am geſtrigen Sonntag nachmittags gegen 5 Uhr
von dem e Publikum eifrigſt beobachtet und
in ſeinen ſicheren Bewegungen lebhaft bewundert.

Stadttheater. Voraußsſichtlich wird nur noch eine Wieder
Fs der Oper Armide von Gluck in der Neuinſzenierung ſtatt

nden können, und zwar Dienstag abend. Mittwoch nachmittag
3 Uhr lervorſtellung bei ganz kleinen Schülerpreiſen zum
letzten Male: Die (Der gehörnte Siegfried und Sieg
ieds Tod). Abends 79, Uhr, zum letzten Male Die Geiſha.
Donnerstag wird der neue Luſtſpielſchlager Die n Frankfurter,

um dritten Male wiederholt. Freitag, Vorſtellung im Zyklus
eutſcher Meiſterdramen: Kriemhilds Rache (Nibelungen 3. Teil).

Vorzugskarten der Literariſchen Geſellſchaft haben zu dieſer Vor
ſtellung ebenfalls Gültigkeit. Sonnabend findet das einmalige
Gaſtſpiel des Hofopernſängers Walter Kirchhoff von Berlin als
Lohengrin ſtatt. Die Billetts zu der Mittwoch Nachmittags
Vorſtellung, Die Nibelungen, werden ohne Beſtellgebühren an der
Kaſſe ausgegeben, ebenſo hat der Vorverkauf für das Gaſtſpiel
Walter Kirchhoff begonnen. Die Eintrittskarten ſind zuzüglich
Beſtellgebühr an der Tageskaſſe erhältlich.

Siufonie- Konzerte des Stadttheater-Orcheſters. Das vierte(letzte) Shene Rerhert in dieſer Saiſon e am Montag, den

4. März, ſtatt. Soliſt iſt die Pianiſtin Thereſa Carreno. Vor
verkauf zu erhöhten Eintrittspreiſen in der Hofmuſikalienhandlung
Reinhold Koch.

Bei der Arbeit verunglückt iſt am Sonnabend nachmitta
bei Weiſe u. Monski der h Hans SEckſol, wohnhaftKruckenbergſtraße 8. Der Maſchinenhobel fuhr ihm derart
heftig gegen die Hand, daß der Verunglückte mit dem Kranken-
wagen ins Krankenhaus überführt werden mußte.

Von der Am Sonnabend abend kippte ein Vieh
transportwagen, mit Rindern beladen, vor dem Brauereihofe vonBauer an der Krölwiter Brücke um. Die in dem Wagen befind
lichen Rinder wurden von der herbeigerufenen Feuerwehr aus
ihrer mißlichen e befreit, indem man den Wagen vollſtändig
zertrümmerte. Bei dem „Umſturz“ hatte ein Ochſe das Bein ge
brochen und mußte ſofort abgeſchlachtet werden.

Die Seebener Waſſerkalamität eine Geſundheitsgefahr!
Seit Jahren hat Seeben unter ſehr ſchlechten Trinkwaſſer-

verhältniſſen zu leiden, was auf die in der Nähe gelegenen
Kohlengruben zurückzuführen iſt. Die Grubengeſellſchaft wurde
nach langen Prozeſſen ſchließlich verurteilt, für guies Trink-
waſſer in Seeben zu ſorgen. Da die Geſellſchaft aber ſpäter
bankerott wurde, blieb der alte Zuſtand beſtehen und die Ein-
wohner von Seeben waren gezwungen, weiter ſchlechtes Waſſer
zu verbrauchen. Die Gemeindevertretung hätte unter dieſen
Umſtänden die Pflicht gehabt, ſofort und mit aller Energie dafür
zu ſorgen, daß dieſe unhaltbaren Zuſtände beſeitigt werden.
Bis jetzt iſt aber nichts Poſitives geſchehen. Die Schuld an dieſer
t trifft die leitenden Perſonen, die in ihrer Kurz-
ſichtigkeit Abhilfevorſchläge nicht zur Durchführung brachten.
Um die Gefährdung der Geſundheit der Seebener Einwohner

nach der ſinngemäßen Er

rungsvertrage das

trohdem zu beſeitigen, wandten ſich einige Einwohner mit einer
Waſſerprobe an das Halleſche ſtädtiſche Geſundheitsamt mit
dem Erſuchen, das Waſſer zu prüfen. Es wurde dabei auf die
Tatſache verwieſen, däß Seeben doch unmittelbar an Halle an
grenze und bei dem ſtarken Verkehr der Ortseingeſeſſenen mit
der Stadt eine erhebliche Gefahr auch für Halle beſtehe. Das
ſtädtiſche Geſundheitsamt wies aber die Unterſuchung des
Waſſers zurück mit der BVegründung, daß es nur ſtädtiſche
Angelegenheiten zu regeln habe. O, du heiliger Bureau-
kratius. Was gehen dich auch die für die ſtädtiſchen Bewohner
beſtehenden Gefahren für Leben und Geſundheit an.

Trotz der hohen Koſten einer privaten Unterſuchung wurde
eine ſolche doch von einigen Arbeitern veranlaßt. Dieſe Unter-
ſuchung zeitigte das folgende ungeheuerliche Ergeb-
nis: Das Trinkwaſſer der Seebener iſt eine braunfleckige
Flüſſigkeit, die erſt nach längerer Zeit durch Abſetzen klar wird.
Jn dem ſtarken Vodenſatz ſind unter 100 000 Teilen Waſſer
enthalten 60 Teile Abdampfrückſtände, 51 Teile Glührückſtand,
12 Teile Glühverluſt, 17 Teile Kalk und 26 Teile Schwefelſäure.
Das Waſſer hat 22 deutſche Härtegrade. Der mikrofkopiſch
unterſuchte Bodenſatz enthält weiter Pflanzenreſte, Woll
haare, Krenothrix und Eiſenoxyd. Der Gutachter, ein be-
eidigter Chemiker, ſagt ſchließlich:

„Jn dem trüben Zuſtande iſt das Waſſer un-
genießbar. Die chemiſche Zuſammenſetzung des filtrierten
Waſſers wäre ſehr gut, wenn nicht Ammoniak in ziemlicher
Menge vorhanden wäre. Ammoniak ſoll aber in keinem
Trinkwaſſer vorhanden ſein, weil es darauf hindeutet,
daß das Waſſer Zuflüſſe aus Bodenſchichten erhält, in denen
tieriſche Stoffe der Verweſung unterliegen. Die im Bodenſatz
aufgefundenen Wollhaare beſtätigen dieſe Verunreinigung.
Da in ſolches Waſſer leicht Krankheitserreger gelangen, kann
der Genuß eine Gefahr für Leben und Geſundheit der Men-
en bringen. Das Waſſer iſt daher als Trinkwaſſer zu ver
werfen.“

Nach dieſem Ergebnis darf kein Mittel unverſucht gelaſſen
werden, um ſofort Abhilfe zu ſchaffen. Kleine Mittelchen, wie
Waſſer von außen herbeitragen, nützen nichts. Sie verzögern
nur die gründliche Beſſerung. Solange nicht jederzeit jeder
Haushalt gutes trinkbares Waſſer zur Stelle hat, iſt die ſchwere
Geſundheitsgefahr für Seeben und ſchließlich auch für
Halle nicht beſeitigt.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Ungültiger Zedierungsvertrag. Jn re W Beziehung vonIntereſſe war ein rege der gegen einen Kaufmann von Nieder-

clobicau wegen Untrene anhängig gemacht worden war. Der Be
ſchuldigte hatte im vorigen Jahre eine Zeitlang das Halleſche
Kohlen und BHrikettkontor eine Filiale der Kölner Gewerkſchaft
Michel inne. Er war nicht Angeſtellter, ſondern ſelbſtändigerGeſchäftsmann. Jm Juni ließ ſich die Gewerkſch
ihr Guthaben beſorgt wurde, von ihm durch notariellen Vertrag

ſeine laufenden r nbis zur Deckung ihrer eigenen Forderung abtreten. Mit dem
Einziehen der zedierten Anßenſtände beauftragte ſie jedoch ihn
ſelbſt, um ſeine ſchwierige Geſchäftslage nicht nach außen hin be
kannt werden zu Es handelte ſich alſo um eine en.
ſtille Zeſſion. Der Filialinhaber gab aber bald nach dem Zedie-

eſchäft auf. An Außenſtänden zog er 1172
Mark ein, lieferte aber davon nur 250 Mk. an die rkf
ab. Zur Einbehaltung der übrigen Beträge hielt er ſich
aus verſchiedenen Gründen für berechtigt. n Vater hatte
inzwiſchen bei der derenbis 8000 Mk. belief, 5000 Mark in Wertpapieren als W r
hinterlegt. Alle Betriebsunkoſten gette der Filialleiter ſe r
beſtreiten und brauchte daher auch für dieſe fortlaufend Geld.
Die Gewerkſchaft war indes mit der Einbehaltung nicht einver
tanden, ſondern belangte ihn wegen Untreue. Er erhob ſeiner-
eits Gegenforderun und verklagte die Gew a

Schadenerſatz in Höhe von Der Staatsanwalt bean
tragte gegen ihn eine Gefängnisſtrafe von einem Monat. Sein
Verteidiger machte dagegen geltend, daß nach Reichs und Kammer
erichtsentſcheidungen eine ſog. ſtille Zeſſion rechts ungültigſt Auch verſtoße der Zedierungsvertrag gegen die guten

Sitten; da der An auch noch andere r gehabt
habe, ſo ſeien durch die etung ſeiner Außenſtände an eine

Gläubigerin die Intereſſen der anderen Gläubiger
beeinträchtigt worden. Es ſei unbillig, von einem Schuldner zu

Er brauche dochverlangen, alle ſeine Auß de xauch Geld zum Lebensunterhalt. Das cht kam zur Frei-
ſprechung mit der Rechtsgültigkeit des gesſei gar nicht erſt näher gep worden, da der Angeklagte habe
freigeſprochen werden müſſen, weil er im guten Glauben ge
handelt habe.

StadtTheater.
Armide. Große Oper von Quinault. n See

Der Armideſtoff, eine Ausgeburt der romaniſ Kreuzzugs
epen, behandelt den Konflikt zwiſchen Heldenehre und Liebe.
Der Ritter Rinaldo, der Stolz der Kreugfahrer, wird durch die
Zauberin Armide in eine verweichlichende Liebe beſtrickt, bis
der Apoſtat, entflammt durch die r des heiligen
Kreuzes aus dem Lager der Liebe in das Feld der lacht
ſtürmt. Jn der Zeit, wo man den Textdichter Metaſtaſio in
einem Atemzuge mit Homer und Dante nannte, war der

J n itcge e W ge:ie en franzöſiſchen Verſe ieb, übernahm die ieniſcheManier der Te en fugt Chöre ein und ſtellte dem
Komponiſten anheim, die lyriſchen wie die dramatiſchen Mo
mente durch Ballette hervorzuheben. Gluck war der Komponiſt,
im Hinblick auf dieſe Beſtandteile die Oper in neue Bahnen zu
lenken. Die Armide iſt allerdings nicht ſehr geeignet, die
Eigenart Glucks hervortreten zu einer hat vor Mozart
den n Kern ſeiner Stoffe ſo h lt, wieGluck. Die Armide iſt reich an lyriſchen Schönheiten, ihre
Melodien atmen nicht die weiche italieniſche Sentimentalität
es liegt eine gewiſſe 9 darin, man möchte ſie mit den
re Winkelmanns beſtimmen als „ſtille Einfalt und edle

röße“.
Eine ſtilreine Gluckaufführung würde heutzutage vom Publi-

kum als ziemlich monoton beurteilt werden, und doch wäre
ſie für den Kenner intereſſanter als eine moderne Neu
bearbeitung. Georg v. Hülſen unternahm im Verein mit

oſeph Schlar eine ſolche. Die urſprüngliche Armide hatte
ünf Akte, v. Hülſen zog dieſe in drei Akte nebſt einem Vor-
iel zuſammen. Epiſodenhaftes wurde geſtrichen, nur das
eſentliche, die Liebe der Armide in den Vordergrund ge

rückt, dadurch bekommt die Darſtellerin der Armide eine zu
anſtrengende Aufgabe. Schlars Ergänzungsmuſik ß mit
Vorſicht aufgenommen werden, Schlar vermeidet die Kadenzen
der Arienoper durch die Methode des „Durchkomponſerens“. Wer
die urſprüngliche Faſſung nicht kennt, bekommt ein falſchesBild von der Gluckſchen Oper, wenn er dieſe Bearbeitung hört.
Die Zuſammenziehung der Akte und die Vereinheitlichung der
Handlung hat eine große Zahl von ſgzeniſ exänderungen
r Damit wird die Armide zu einem Ausſtattungs
tück geſtempelt. Der künſtleriſche Wert der Auffüh muß

alſo zum großen Teil von der plaſtiſchen Wirkung der
und der Szene abhängig gemacht werden.

Stefanie Preißmann ſang die Armide und führte die
bis zum Schluß mit einer unverbrauchten ſtimmlichen

raft durch. Jn den Arien wären ſtellenweiſe feinere Schat-
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tierungen am Platze geweſen, beſſer wie die lyriſchen Arien
lagen ihr die dramatiſchen und die Akkompagnatoſzenen. i
Geſte war immer maßvoll und edel, und ſo hinterließ di
Kreirung einen ſehr befriedigenden Eindruck, den der an
haltende Beifall der Zuhörer am Schluſſe der Vorſtellung wohl
bewies. Ruth Aſhley glänzte ſtimmlich in der pathetiſchen
Szene der Furien. Alice v. Boer (Phenice) und Jrmgard
Kühn (Sidonie) waren techniſch ſicher, gegen die etwas ühle
Art der Ausdrucksgebung wäre einzuwenden, daß die erregten
Momente einen wärmeren Gemütsanteil verlangen. Guſtav
Pawlowskh tat als Rinald ſtimmlich ſein Möglichſtes, dar
ſtelleriſch fiel er gegen ſeine Partnerin ſehr ab. Theo Raven
hatte neben der Mühe der Regie ſelbſt eine kleinere Rolle
übernommen (Ubald). Die Chöre klangen zu dünn, beſonders
in der Furienſzene. Kapellmeiſter Elsmann hatte das
Werk mit großer Gründlichkeit einſtudiert. Jn den Akkompag-
natoſzenen müßten die Tempi noch feiner abgewogen werden.

Wenn die trotz der Bearbeitung immer noch eintönig wirkende
Armide dem Zuhörer nicht in die Seele ſpricht, ſo kommt doch
das Auge auf ſeine Rechnung. Wir haben ſelten eine ſo herr-liche Szenerie in unſerem Theater geſehen, wie in der An de.
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Ammendorf. Für die Gemeindeverordneten-
wahl iſt jetzt der Termin in einer Bekanntmachung feſtgeſetzt.
Am 31. März dieſes Jahres ſcheiden infolge Ablaufs der Wahl
periode folgende Herren aus der Gemeindevertretung aus:
aus der 3. Abteilung Bretſchneider, aus der 2. Abteilung Lind-
ner und Ohme ſen., aus der 1. Abteilung Roehming. Zwecks
Vornahme der Wahlen ſind folgende Termine anberaumt:
für die 8. Abteilung auf Montag, den 11. März,
vormittags von 11 Uhr bis abends 7 Uhr; für die 2. Abteilung
auf Dienstag, den 12. März, nachmittags von 3 bis 5 Uhr; für
die 1. Abteilung auf Dienstag, den 12. März, nachmittags von
6 bis 615 Uhr. Wahllokal: Goldener Adler (Landmann).

Diemitz. Aus unſerer Gemeinde. Wenn man das
Volksblatt zur Hand nimmt, ſo lieſt man darin täglich, daß es
ſich auch in dem fernſten Winkel des Verbreitungsbezirkes
unter der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft regt und daß in Ge-
meinden, die kaum ſo viel Einwohner aufweiſen, wie Diemitz
ſozialdemokratiſche Stimmen, die Wähler der dritten Abteilung
einen Vertreter aus ihrer Klaſſe in der Gemeindevertretung
haben, der ihre Jntereſſen vertritt und ſeinen Wählern Be
richt erſtattet über die Vorgänge im Gemeinderat. Wie iſt es
aber nun bei uns? Ja wir in Diemitz machen das ganz an
ders; die dritte Wählerklaſſe iſt wohl gut zum Steuern be-
zahlen (200 Prozent Zuſchlag), aber zu ſagen hat ſie ganz und
gar nichts. Hat ſie es doch noch nicht einmal fertig gebracht,
daß die Vertreterſitzungen öffentlich bekannt gegeben werden,
ja man iſt ängſtlich bemüht, zu verhindern trotz der Ver-
ſprechungen des Herrn Gemeindevorſtandes daß etwas über
die Vorgänge in der Gemeinde laut werde. Sind dieſe Ver
hältniſſe in einer Gemeinde von ziemlich 3000 Einwohnern,
kaum einen Steinwurf weit vor der Großſtadt belegen, nicht
unwürdige, für eine politiſch und gewerkſchaftlich ſtark organi-
ſierte Arbeiterſchaft geradezu ſchimpfliche zu nennen Es wird
die höchſte Zeit, daß die Arbeiter ſich aufraffen, ſich mehr für
die Gemeindeangelegenheiten zu intereſſieren und durch Aus-
übung ihres Wahlrechts Aenderung ſchaffen.

Soziales.
Kommunale Kinderfürſorge.

Auf ſozialdemokratiſche Anregung hin hat die Stadt
„Baireuth ſeit 1. Februar zunächſt für die Wintermonate

die Speiſung der Schulkinder unbemittelter Eltern durch-
geführt, da feſtgeſtellt wurde, daß mehrere hundert Kinder ſelbſt
im Winter kein warmes Mittageſſen erhalten. Die Koſten einer
Mahlzeit, beſtehend aus Suppe, Fleiſch und Brot, find auf
15 Pfg. berechnet. An der Speiſung können auch Kinder be-
mittelter Eltern teilnehmen, doch ſind in dieſem Falle für die
Mahlzeit 5 Pfg. zu bezahlen. Die Koſten der Schulſpeiſung
ſind auf nur 2000 Mk. jährlich veranſchlagt.

Der Jugendfürſorgeverband in Baireuth eine aus ge-
meindlichen, ſtaatlichen und privaten Zuſchüſſen unterhaltene
Vereinigung hat für Kinder von 1--6 Jahren ſtändige
unentgeltliche ärztliche Unterſuchungen ermög-
licht. Beim Eintritt in die Volksſchule beginnt dann die
freilich die noch ſehr unvollkommene Tätigkeit des Schul
arztes. Da auch die Säuglingsfürſorge in Baireuth verhält-
nismäßig gut ausgebaut iſt, ſteht jetzt dort das Kind bis zum
Austritt aus der Volksſchule unter unentgeltlicher ärztlicher
Aufficht. Leider gibt's aber keine ärztliche Behandlung
umſonſt. Jnfolgedeſſen bleiben die Vorteile der neuen Ein-
richtung mitunter ſehr problematiſcher Natur

Allerlei.
Maſſenerkranknngen in der Kaferne.

Jm Laufe des Freitags erkrankten nachmittags und abends in
der Kaſerne der Potsdamer Unteroffizierſchule 175 Mann.
Bei den Erkrankten zeigten ſich die Symptome der Vergiftung.
Die Aerzte, die raſch zur Stelle waren, wendeten ſofort Gegen-
mittel an mit dem Erfolge, daß die meiſten der Erkrankten ſich
bald wieder erholten. Die Verwaltung nimmt an, daß es ſich um
eine Nahrungsmittelvergiftung handelt. Die Erkrankten
haben verſichert, daß ſie keine anderen Nahrungsmittel zu ſich ge
nommen haben als die, die ihnen in der Kaſerne verabreicht
worden ſind.

Von Kohlenmaſſen verſchüttet.
be dem Londoner Stadtteil Southwark, innerhalb der dort

ndlichen Hauptſtation der eiektriſchen Beleuchtungsanlagen der
City of London, waren in Vorausſicht des Streiks 2400 Tonnen
Kohlen angehäuft worden. Der Druck dieſer ungeheuren Maſſe
gegen die äußere Mauer bewirkte, daß dieſe nach einer auf derAnderen Seite gelegenen Hintergaſſe zu einſtürzte. Eine An
zahl dort enden Kinder wurde unter den Trümmern be

Erſt nach angeſtrengter Arbeit gelang es, die Opfer zu
eien. Zwei kleine Knaben ſind tot, mehrere andere Kinder

wurden ſchwer verletzt.
„Jhn traf des Himmels Strafgericht“.

Aus Mülhauſen i. E. wird der Straßburger Poſt fol-
gendes nette Geſchichtchen erzählt: Ein ehrſamer Bürger
unſerer Stadt, der den in Jtalien und der Schweiz ſo vorzüg-
lich hergeſtellten Salami zu ſeinen Lieblingsſpeiſen zählt,
beabſichtigte kürzlich, eine dieſer wohlſchmeckenden Würſte von
einer nach Baſel unternommenen Geſchäftsreiſe mitzubringen.
Nun dürfen aber unter keiner Bedingung Fleiſchwaren ein-
geführt werden, ſelbſt wenn man ſie verzollen möchte. Unſer
Freund beſchloß daher kurzerhand, eine Salamiwurſt von be
trächtlicher Länge über die Grenze zu ſchmuggeln. Jn
ſorgfältiger Verpackung ſteckte er ſie in ſeinen zuſammen
r Regenſchirm und eilte in letzter Stunde dem

ahnhofe zu. Bei der Zollreviſion öffnete er bereitwilligſt
ſeinen Handkoffer. Den Schirm ſtellte er währenddeſſen behut-
ſam in die nächſte Ecke. Als der dienſttuende Beamte pflicht-
ſchuldigſt die Reviſion vorgenommen hatte, packte der Elſäſſer
ſeine ſieben Sachen wieder zuſammen und lenkte vergnügten
Sinnes ſeine Schritte dem bereitſtehenden Eiſenbahnwagen zu.
Aber als der Zug ſich in Bewegung ſetzte, merkte er, daß er
ſeinen Schirm mit dem wertvollen Jnhalt vergeſſen hatte.
Es braucht wohl nicht geſagt zu werden, daß er den „in Ge
danken ſtehengebliebenen Regenſchirm“ nicht zurück verlangte.
Auch brauchte er für den Spott ſeiner Freunde nicht zu ſorgen.

Eine Muſterpredigt.
Man ſchreibt der Frankf. Zeitung aus Erlangen: Jm benach-

barten katholiſchen Pfarrdorf Röttenbach ſagte letzten
Sonntag der Pfarrherr, nachdem er die Kangel beſtiegen hatte,
wegen eines tags vorher gegen zwei Pfarrkinder gefällen Ur-
teils möchte er heute lieber nicht predigen jeder von der Ce-
meinde könne ſich im Herzen ſeine Predigt ſelbſt machen. Amen

und ſtieg wieder herab. Die zwei Verurteilten, übrigens
Parteigänger des Pfarrherrn und Zentrumsagitatoren, hatten
bei der Bürgermeiſterwahl einen Gegner halb tot geprügelt.
Ob dem Pfarrer das Urteil die Rede verſchlagen hatte oder
nicht, jedenfalls hat dieſe ſeine kurze Predigt in dem Dorfe
mehr Eindruck gemacht als ſeine längſte.

Unglücksfälle. Auf der Zeche Viktoria bei Lünen gerieten
drei Arbeiter unter hereinbrechende Geſteinsmaſſen. Einer wurde
als Leiche geborgen, die beiden anderen ſchwer verletzt.
Auf dem Auſtriaſchacht bei Auſſig ſtürzte ein großer Abbau ein.
Ein Häuer wurde erdrückt, mehrere andere ſind ver-
letzt. Jn Oberſtein wurden geſtern zwei Steinbruchs-
arbeiter von Geſteinsmaſſen verſchüttet. Beide waren
ſofort tot. Jn der Nacht zum Sonntag brannte im Hohen
en Dorfe Fiſchingen eine Mühle nieder, wobei der

üller, ſeine Frau und vier Kinder verbrannten,
während zwei Kinder gerettet werden konnten.

Vergeudet nicht Eure freie zeit!

Benutzt die Arbeiter Bibliotheken!

RM
Die Operette mit Tränenſalz.

Franz Lehar ſo ſchreibt Richard Batka im Kunſtwart
hat eine neue Lebensaufgabe gefunden und will die Operette
veredeln. Gelegentlich einer Rundfrage hat er vor Jahresfriſt
ſein Programm veröffentlicht, deſſen wichtigſte Punkte waren:
1. Techniſch ſaubere Faktur. 2. Nicht bloß heitere und ausge-
laſſene Muſik bringen, ſondern auch der Sentimentalität, der
Träne ihr Recht geben. Und er ſetzte ſich ſogleich hin und ver
wirklichte ſeine neuen Grundſätze in einer Operette Eva, die
nun ihren „Siegeszug“ antritt. Was den erſten Punkt be
trifft, ſo muß man dem Schöpfer der Luſtigen Witwe bei-
ſtimmen. Es iſt ſchön, auch den Spaß recht ernſthaft zu be
treiben, wenn es vielleicht auch unökonomiſch erſcheinen mag,
Eicheln in Gold zu faſſen, bevor man ſie den Schwätzern der
Poeſie eines BodanzkyStein u. Willner vorwirft. Unſer Lehar
iſt eben ein ganz naiver Menſch und erblickt in den Ziffern
ſeiner Tantiemen untrügliche Beweiſe für die Richtigkeit ſeiner
Aeſthetik. Wie ſollte er auch nicht, denn der Hörpöbel iſt ihm
auch in ſeine Operette mit Trauerrand“ gefolgt, hat mit
großem Vergnügen die ſalzigſten Tränen bald geweint, bald
gelacht, und hat gleich herausgefunden, daß das Lachen nach dem
Weinen nur um ſo ſüßer ſchmecke. Er iſt entzückt, wenn der
Komponiſt Opernmuſik mit Varietémotiven ſchreibt, ſtelzbeinige
Rezitative zu leitmotiviſcher Begleitung, Streichertremoli, breit
aufgebaute Finali. Sapperment, wie danach die luſtigen Num-
mern einſchlagen! Lehar glaubt an der Veredelung des Men-
ſchengeſchlechts zu arbeiten, und ſein Jdeglismus macht ſich be
ahlt, denn die neue Mode gefällt ſo ſehr, daß die nächſten

Operetten ſchon nach dieſem Rezept gebraut werden dürften.
Das Publikum hat, um mit Lehar zu ſprechen, „auch in der
Operette ſein ſeeliſches Erlebnis“ und ſummt beim Verlaſſen
des Theaters ergriffen und gebeſſert, indem es das naſſe
r „O Pipſi, holde Pipſi, ich lieb Sie, lieb
Sie, lieb Sie.

Aſchermittwochsgedanke.
Jm Chriſtlichen Kinderfreund, einer „Zeitſchrift zur Förde

rung chriſtlicher Erziehung und Rettung der Jugend“, ſteht auf

Seite 20 zu leſen: eAlle Welt klagt über teures Fleiſch nur wir Benediktiner
vom katholiſchen Verein der Kinderfreunde regen uns gar
nicht darüber auf; wir ſpüren nämlich von der ganzen Teue-
rung nichts. Wieſo? Ganz einfach: Wir eſſen kein Fleiſch.
Die Welt ißt i nur zu viel Fleiſch, ſie ißt überhaupt zu
viel. Wenn ſtatt vierzigtägiger aſten zeit365tägige wäre es nnte unendlich beſſer um die
Welt Der heilige Afratus, der im Jahre 300 ſtarb, ge
noß täglich nur ein Stück Brot nach Sonnenuntergang. Um
das Jahr 371 lebte St. Hilarian ſechs Jahre lang von täg-
lich fünfzehn Feigen und drei Jahre von trockenem Brot.
Eine ganze Reihe ſolcher Hungerkünſtler lebte von Waſſer
und Brot, andere von Brot und Kräutern, der heilige Borro-
mäus begnügte ſich mit Schwarzbrot und Kaſtanien. Der
„Kinderfreund“-Leſer hat dieſe Beiſpiele dem ausgezeich-
neten Büchlein: „Die Kunſt, mit ſechzig Heller täglich aus-
kömmlich zu leben“ entnommen. Leſer, kauft es! Probieren
geht über Studieren!

Wir empfehlen den Verfaſſern dieſer weiſen Lehren, ein-
mal 365 Faſtentage im Jahr zu machen. Es würde ihnen dann
am Ende wie dem Eſel gehen, der ſich das Eſſen abgewöhnen
wollte und dem das ſicher gelungen wäre, wenn er nicht unglück
licherweiſe kurz zuvor geſtorben wäre.
r „“r„,[SuST« ,2, T T -m”m,-, S„ T Tqqü-—Citerariſches.

Die ſoeben erſchienene Nr. 48 des Simplieiſſimus enthält
folgende Zeichnungen: König Orterer und Aus der bayriſchen
Wüſtenei von Th. Th. Heine, Vom neuen Reichstag von O. Gul-
branſſon, Nich zu machen! von E. Schilling, Verkommen und
Sonntagsmorgen von R. Graef, Bahyriſcher Verkehr von C. O.
Peterſen, Der Ring des Lebens und Nach Haldanes Beſuch von
E. Thöny. Der Sprücheklopfer von P. Schondorff, Jm Februar
von R. Sieck (mit Gedicht von Dr. Owlglaß), Ein Politiker von
R. Grieß, und Deutſchland und England von Wilhelm Schnulz.
textlich iſt die Nr. ausgeſtattet mit je einem Artikel: Die ſchlotterichte
Königin von Kurt Münzer, Not am Mann von Arkadij Awer-
tſchenko, Pflegerberuf von Peter Altenberg und Briefmarken und
Straßenlaternen von Fritz Müller, ferner mit je einem Gedicht
Die nationalliberale Vettel von Edgar Steiger, die Nationel-
liberalen von Peter Schlemihl, Jn der Nacht von Berthold Viertel,
Bayriſches Hochzeitskarmen von Ratatöskr und Der nationale

von Peter Scher ſowie mit drei Beiträgen unter Vom
Tage.

Der Simpliciſſimus koſtet pro Nummer 30 Pfg. und iſt zu be
ziehen durch alle Poſtämter und Buchhandlungen oder direkt vom
Simpliciſſimus-Verlag, G. m. b. H., München.

Wahlkreis Peſitzſch- Bitterfeld.

Vom 30. November 1911 bis 23. Februar 1912 gingen beim
Unterzeichneten folgende Beiträge ein. Roitzſch 117,56 Mk.,
Extraeinnahmen 125,55 Mk., Radefeld 53,52 Mk., Extraein-
nahmen 15,30 Mk., weißig 29,49 Mk., Greppin 50,81 Mk.,
Gräfenhainichen 15,86 Mk., Extraeinnahmen 25,10 Mk., Delitzſch
112,46 Mk., Sandersdorf 183,53 Mk., Wolfen 13,10 Mk., Lands-
berg 43,65 Mk., Eilenburg 733,43 Mk., für die Reichstagswahlen
vom Ortsverein Eilenburg 687,17 Mk., durch G. Munkwitz 500
Mark, K. Schneider 300 Mk., Liſte Nr. 4 61,70 Mk., darunter
von H. Geithner 10 Mk., Schießklub Frei Ziel 8 Mk., Schieß-
klub Kültzſchau 10 Mk., Unbekannt 2 Mk. Bitterfeld durch
A. K. 5 Mk. Die Ortskaſſierer werden gebeten, dieſe Quit-
tung aufzubewahren.

Friedrich Klingner, Kaſſierer.

vowweavoo eQuittung.
Für Parteizwecke:

Von G. G. 0,60 Mk. von J. F., Krügershall 0,50 Mk.
Reiwand.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm
Koenen, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.

Rebeſte Bekämpfung deréchundlſterutur

iſt das Werben neuer Leſer ſ7---5]
für das Volksblatt!

Zur gefl. Beachtung! Der heutigen Geſamtauflage liegt ein
Proſpekt der Firma Dr. med. H. Schröder, G. m. b. H.,
Berlin, über Ronasein bei.
v —-—„„ru„——2 Nervorragend bewährte

Nahrung.D. rkinder-
ahrung je ſänder gegeinen

W vorzüglich dabeie Kranken- v. ſeien niehf an
Kkost. Verdauungsstörung.

Pelikan- Caramel-Schwarzbier
Kolossal billig

Nur Dienstag, ſolange Vorrat:

an Kabeljau
ohne Kopf Pfund nur 8.

t ätKarbonaden h nis ſerig n Zu S v
Pfund nur

uohne Kopf
Pfund

Nur friſche Ware, früh 7 Uhr eintreffend:
Wie Sie FiſchSalat, FiſchKlöße, a egllen und

Paſteten machen belehren Sie unſere Kochbücher, die gerne
r gratis verabfolgt werden.

in Hordsee uDeutschlands
Brompter Poſt und BahnVerſand.

Für die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgn e r. Druck der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdrug. (E. G. m. b. H.)

er

schwarz und spiegelblank wird
das Schuhzeug ohne jede Mühe
bei Gebrauch von Dr. Gentner's e

Schuh- z rcréème z 9 v t o v PF
Allein Fabr. auch des so beliebt. Veillchen-
seifenpulvers „Goldperle“:

-DJ
T EZS

ist ein fast alkoholfreies, sehr nahrhaftes und
stärkendes Tafeilbier. In allen Fällen zu empfehlen,

WVo Alkohol vermieden werden soll.
W r 8 J

olksſchriften
zur Umwälzung der Gefster!

Jn allen Ländern deutſcher Zunge ſind unſere Volksſchriften
bekannt, in allen Freidenker Kreiſen ſchätzt man ſie ſeit vielen
Jahren als vorzügliches Agitations- und Aufklärungsmittel gegen
pfäffiſche Unduldſamkeit und Tyrannei. Die Sammlung umfaßt
bis jetzt 96 Hefte.

W Jedes Heft koſtet nur 20 Pfg., 16 Hefte gegen 3 Mark
nach allen Ländern des Weltpoſtvereins franko. W

Zu beziehen durch dieVolks Buchnandlung, Halle a. S,, Harz 323.

Gas-Zylinder,/ Ernst Haeckel
doppelt gehürtet, olksaVolks wen e 1 M.

C. F. Ritter, u r. Volksbuchhandlung Halle a. S.

s u 9 J S Je e ehe

Verleger vorm. Aug. Groß, jegt A. Jäh nig. Sänmtl. i. Halle a. G.
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